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„Nicht Fleisch und Blut, das Herz macht uns zu Vätern und zu Söhnen1“ 
 
Schon Friedrich Schiller erkannte im Jahre 1781, dass die emotionale 
Bindung zu einem Kind mehr wiegen sollte, als die bloße Verwandtschaft. 
Denn ob ein Mann ein Kind liebt, darf nicht von der biologischen Vater-
schaft abhängen. Trotzdem besteht der Wunsch nach der Aufklärung der 
Vaterschaft - genau wie die Zweifel an der Abstammung - schon seit Jahr-
hunderten. Deshalb versuchte man der Angst der Männer vor der Erzie-
hung eines fremden Kindes schon in früheren Zeiten durch primitive Mittel 
Einhalt zu bieten. So lässt sich die Tradition, die Frau solle jungfräulich in 
die Ehe gehen, als Auswuchs der männlichen Ungewissheit interpretieren. 
Wenn nämlich die Frau vor der Ehe keinen Geschlechtsverkehr hatte, 
konnte sie auch kein außereheliches Kind gebären, für das der Ehemann 
aufkommen müsste. Allerdings konnten bis vor wenigen Jahrzehnten die 
Zweifel an der Abstammung nicht befriedigend beseitigt werden. Erst dank 
der Entdeckung der DNS im Jahre 1944 und des daraufhin folgenden e-
normen Fortschritt in der Humangenetik lassen sich nun Verwandtschafts-
verhältnisse vergleichsweise einfach, schnell und sicher klären2. 
Viele selbsternannte Experten schüren die Angst der Männer, indem sie 
falsche Angaben über die Anzahl der Kinder veröffentlichen, welche von 
einem Mann großgezogen werden, der nicht der biologische Vater ist. So 
kursieren Zahlen in den Medien, die den Anteil der Kuckuckskinder auf bis 
zu 30% schätzen. Allerdings sind diese Angaben teilweise völlig aus der 
Luft gegriffen und haben nur den Sinn, die vermeintlichen Väter zum zwei-
feln zu bringen und somit für eine Klärung zu motivieren. Eine seriöse bri-
                                            
1
 Schiller, Friedrich: Die Räuber, Reclam, Stuttgart 2001, S. 16, 1. Akt, 1. Szene (Im Fol-
genden zitiert als „Schiller, Friedrich: Die Räuber“). 
2
 Vgl. Winter, Stefan: Genmedizin und Recht, Rahmenbedingungen und Regelungen für 
Forschung, Entwicklung, Klinik, Verwaltung, in: Winter, Stefan/Fenger, Her-
mann/Schreiber, Hans-Ludwig (Hrsg.), München 2001, S. 13, Rn. 17 (Im Folgenden zi-
tiert als „Verfasser: Genmedizin und Recht“). 
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tische Studie aus dem Jahr 2005 schätzt wiederum den Anteil der Ku-
ckuckskinder auf ungefähr 3,7%1. Somit würden von den im Jahre 2008 in 
Deutschland geborenen 675000 Kindern ungefähr 24975 Kinder unwis-
sentlich nicht von ihrem leiblichen Vater großgezogen werden2. Diese Zahl 
scheint realistisch und macht die Sehnsucht nach der Aufklärung der Ver-
wandtschaftsverhältnisse verständlich. Aber nicht nur durch die prozentua-
len Anteile der Kuckuckskinder in der Bevölkerung ziehen die Männer ein 
Gutachten in Betracht. Auch die enorme Präsenz von Vaterschaftsklärun-
gen in den Medien, scheinen dies populär zu machen.  
Die Motive, die die Betroffenen zu einer Klärung drängen, können aller-
dings ganz unterschiedlicher Natur sein. Hauptsächlich dient die Kenntnis 
über die eigene Abstammung der Individualitätsfindung des Menschen3. 
Aber auch medizinische Gründe können ein Grund sein, wenn beispiels-
weise der vermeintliche Vater an einer vererbbaren Erkrankung leidet4. 
Genauso spielen die finanziellen und rechtlichen Aspekte, die eine Vater-
schaft nach sich zieht eine nicht unwesentliche Rolle. Dies macht sich bei-
spielsweise im Unterhaltsrecht bemerkbar. Denn ein zweifelnder Mann, 
will oftmals nicht für ein Kind Unterhaltszahlungen leisten, das von einem 
anderen abstammt. Um diese Aspekte aufzuklären, ziehen die zweifeln-
den Personen ein Abstammungsgutachten zu Rate, das im Volksmund 
auch „Vaterschaftstest“ genannt wird.  
Das Problem der Abstammungsgutachten besteht darin, dass sich die 
Auftraggeber vorwiegend am Preis hierfür orientieren und dieser das 
Hauptkriterium bei der Auswahl ist. Allerdings ist diese Ansicht in der Ab-
stammungsbegutachtung nicht zeitgemäß und führt unter Umständen zu 
einem ungenügenden Abstammungsbefund. Denn auf diesem wissen-
                                            
1
 Vgl. Centre for Public Health, Faculty of Health and Applied Social Sciences, Liverpool 
John Moores University u.a.: Measuring paternal discrepancy and its public health con-
sequences, Internetabruf am 02.02.2010: http://www.ncbi.nlm.nih.gov/pubmed/16100312 
?dopt=Abstract, vgl. Anhang: Anlage 1, S. X-1. 
2
 Vgl. Statistisches Bundesamt: 2008: Mehr Sterbefälle und Eheschließungen, Geburten 
gehen etwas zurück, Pressemitteilung Nr. 137 vom 07.04.2009, Internetabruf am 
03.02.2010: http://www.destatis.de/jetspeed/portal/cms/Sites/destatis/Internet/DE/Presse/ 
pm/2009/04/PD09__137__126.psml, vgl. Anhang: Anlage 2 S. X-2. 
3
 Vgl. BVerfG, FamRZ, S. 441, 442. 
4
 Vgl. Winter, Stefan: Genmedizin und Recht, S. 416, Rn. 1048, 1049. 
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schaftlichen Gebiet gibt es viele „Billiglabore“, die äußerst günstig ihre 
Dienste anbieten. Jedoch verliert die Aussagekraft und die Qualität des 
Gutachtens oftmals mit dem sinkenden Preis an Wert. Das macht ein Gut-
achten für den Normalbürger zwar erschwinglich, die Konsequenzen eines 
Billiggutachtens kann dieser aber nicht abschätzen. Es gibt wesentliche 
Unterschiede zwischen den Instituten, die die Erstellung eines Gutachtens 
anbieten. Auch können neben der Wahl des Labors einige Problemfelder 
während der Begutachtung auftreten, die zu einem falschen Ergebnis füh-
ren können.  
Diese Diplomarbeit stellt neben der aktuellen Rechtslage in der Vater-
schaftsbegutachtung auch die naturwissenschaftlichen Grundlagen im Be-
reich der Humangenetik dar. Sie soll dabei helfen, die komplizierte Metho-
dik der DNS-Analyse und die daraus resultierenden Ergebnisse zu verste-
hen. Dabei wird auf die Grundlagen der Zellbiologie genauso eingegangen 
wie auf die einzelnen DNS-Analysemethoden. Die umfangreiche Berech-
nung der Vaterschaftswahrscheinlichkeit wird jedoch nicht thematisiert. 
Außerdem werden die grundlegenden Vorgaben der Richtlinien für die 
Erstattung von Abstammungsgutachten (nachstehend: „Richtlinien 2002“) 
und deren Bedeutung für die Praxis erläutert. Der Zweck dieser Diplomar-
beit ist, die Wissenschaft der Abstammungsbegutachtung für Laien ver-
ständlich zu machen und diese zudem kritisch zu hinterfragen. Hierzu sol-
len spezielle Problemfelder herausgearbeitet werden, die zu einem fal-
schen Gutachten führen können. Denn heutzutage darf nicht jedem wis-
senschaftlichen Befund blind vertraut werden. Fehler sind auch in diesem 
Gebiet durchaus möglich. Neben der Herausarbeitung der Risikobereiche 
gibt diese Diplomarbeit Lösungsmöglichkeiten vor, um eben diese zu be-
seitigen oder zu vermeiden. 
Die vorliegende Arbeit richtet sich an die Mitarbeiter von Behörden, spe-
ziell die Jugendämter sowie Rechtsanwälte, Gerichte oder andere Stellen 
freier Träger, die Betroffene über einen Vaterschaftstest informieren müs-
sen oder selbst Auftraggeber eines Gutachtens sind. Von den zu untersu-
chenden Personen oder dem Auftraggeber können Fragen zu dem Ver-
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fahren oder zu Risikobereichen aufkommen, die mithilfe dieser Arbeit ge-
klärt werden. Außerdem hilft sie den Mitarbeitern bei der Aufklärung über 
das Konfliktpotential, das bei einem Gutachten auftreten und wie dieses 
mithilfe der Betroffenen oder innerhalb der Institute vermieden werden 
kann.  
Von einem Abstammungsgutachten hängt für den vermeintlichen Vater, 
die Mutter sowie für das Kind sehr viel ab. Deshalb ist es von großer Be-
deutung, dass der Abstammungsbefund fehlerfrei erstellt wurde und ein 
zuverlässiges und eindeutiges Ergebnis enthält. 
 
2 Aktuelle Rechtslage in Deutschland 
Der Normalbürger in Deutschland hat ganz bestimmte Vorstellungen da-
von, wer denn der Vater eines Kindes ist. So wird zwischen dem „Erzeu-
ger“ und demjenigen, der das Kind tatsächlich aufzieht differenziert. Aller-
dings hat die Rechtsordnung andere Kategorien an die Zuordnung der 
Vaterschaft gestellt. So wird in § 1592 BGB zwischen der Vaterschaft kraft 
Ehe mit der Mutter, der Vaterschaft durch Anerkennung und der Vater-
schaft durch Feststellung unterschieden. Stimmt der biologische Vater 
nicht mit dem rechtlichen Vater überein, so besteht das Mittel der Anfech-
tung. Die Möglichkeiten der Vaterschaftsanfechtungs- und Feststellungs-
verfahren sind zu gängigen Mitteln zur Klärung der Abstammung gewor-
den. So ist es nicht verwunderlich, dass es gerade in diesem rechtlichen 
Bereich in den letzten Jahren grundlegende Entwicklungen gegeben hat. 
Die wesentlichen Normen werden nachfolgend erläutert. 
 
2.1 Die Mutterschaft 
Die Mutter eines Kindes ist im Sinne des § 1591 BGB immer „die Frau, die 
es geboren hat“. Dies ist vor allem im Falle der Ei- oder Embryonenspen-
de zu berücksichtigen. Sollte also eine Frau für eine andere Frau ein Kind 
austragen, so spielt die Herkunft der Eizelle keine Rolle. Die Mutter im 
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Sinne des Gesetzes ist nur diejenige, die das Kind zur Welt bringt, obwohl 
das Kind genetisch von einer anderen Frau abstammt. Mit dieser Rege-
lung soll verhindert werden, dass ein Kind zwei Mütter hat, einmal die ge-
netische und einmal die gebärende1. Diese Fälle kommen in Deutschland 
durchaus vor, obwohl die Spende einer befruchteten Eizelle hierzulande 
nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 ESchG verboten ist2. Die Mutterschaft ist weder 
durch das Kind, noch durch die Mutter anfechtbar und ist somit permanent 
bestimmt. Außerdem wird durch die Mutterschaft das Verwandtschaftsver-
hältnis gemäß § 1589 BGB begründet3. Die Mutter eines Kindes ist also 
durch die Geburt unmittelbar zuordenbar.  
Deshalb stellt sich berechtigterweise die Frage, warum bei einem Ab-
stammungsgutachten im Normalfall zusätzlich zu dem möglichen Vater 
und dem Kind auch Untersuchungsproben der Mutter herangezogen wer-
den. Wie wichtig dies allerdings ist, zeigt ein Fall aus Saarbrücken aus 
dem Jahr 2007. Hier gab der zweifelnde Vater ein Abstammungsgutach-
ten in Auftrag mit dem erschreckenden Ergebnis, dass das Kind weder 
von ihm, noch von seiner Ehefrau abstammt. Offenbar wurde das Kind im 
Krankenhaus mit einem anderen vertauscht. Hätte der Vater also kein 
Gutachten machen lassen, so wäre diese erschütternde Verwechslung mit 
hoher Wahrscheinlichkeit unerkannt geblieben4. 
 
2.2 Die Vaterschaft 
Wie in Punkt 2 dieser Arbeit beschrieben, gibt es in Deutschland drei Mög-
lichkeiten der rechtliche Vater eines Kindes zu sein. Die Aufzählung in      
§ 1592 BGB ist abschließend. Der Vater im Rechtssinne ist folglich nur der 
                                            
1
 Vgl. Diederichsen, Uwe, in: Palandt, Otto, Bürgerliches Gesetzbuch, Bd. 7, 69. A., Mün-
chen 2010, § 1591, Rn. 1 (Im Folgenden zitiert als „Palandt/Verfasser“). 
2
 Vgl. Berger, Christian, in: Jauernig, Bürgerliches Gesetzbuch, 13. A., München 2009,    
§ 1591, Rn. 1 (Im Folgenden zitiert als „Jauernig/Verfasser“). 
3
 Vgl. Palandt/Diederichsen, § 1591, Rn. 2, 4. 
4
 Vgl. Welt Online: Babys in Saarländischer Klinik vertauscht, Internetabruf am 
16.01.2010: http://www.welt.de/vermischtes/article1438769/Babys_in_saarlaendischer_ 
Klinik_vertauscht.html, vgl. Anhang: Anlage 3, S. X-3.  
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Mann, auf den  eine der drei Optionen des § 1592 BGB zutrifft1. Dabei 
sind die Vaterschaftsanerkennung und die Vaterschaftsfeststellung nach-
rangig gegenüber der Vaterschaft kraft Ehe mit der Mutter und müssen 
zudem „durch einen konstitutiven Akt begründet werden“2. Die rechtliche 
und die biologische Vaterschaft stimmen nicht immer zwangsläufig über-
ein. Aus der rechtlichen Vaterschaft resultiert das Verwandtschaftsverhält-
nis nach § 1589 BGB3. Somit hat der Mann alle Rechte und Pflichten ei-
nes Vaters zu erfüllen. Davon sind alle Rechtsgebiete betroffen, in denen 
die Vaterschaft maßgeblich ist, wie beispielsweise in Fragen des Unter-
halts, des Erbrechts oder der elterlichen Sorge4. Ein Beschluss in Ab-
stammungssachen wirkt gemäß § 184 Abs. 2 FamFG „für und gegen alle“. 
 
2.2.1 Die Vaterschaft kraft Ehe mit der Mutter 
Wird ein Kind während der Ehe geboren, so ist der Ehemann der Mutter 
nach § 1592 Nr. 1 BGB der rechtliche Vater. Der Grund für diese Rege-
lung ist, dass normalerweise das in der Ehe geborene Kind auch vom E-
hemann abstammt. Maßgeblich ist der Zeitpunkt der Geburt. Dabei ist un-
bedeutend, ob die Eheleute getrennt leben und deshalb die Vaterschaft 
des Ehemannes ausgeschlossen erscheint oder ob die Ehe kurze Zeit 
später aufgehoben wird. Verstirbt der Ehemann jedoch vor der Geburt und 
das Kind wird innerhalb von 300 Tagen nach seinem Tod geboren, so gilt 
dieser Mann trotzdem als der rechtliche Vater, siehe § 1593 BGB. Dies 
würde allerdings nicht zutreffen, sollte die Mutter während diesem Zeit-
raum erneut geheiratet haben5. Einen Ausnahmefall zur Vaterschaft kraft 
Ehe mit der Mutter regelt § 1599 Abs. 2 BGB. Wird ein Kind nach Anhän-
gigkeit eines Scheidungsantrages geboren, so ist der Nochehemann nicht 
                                            
1
 Vgl. Palandt/Diederichsen, § 1592, Rn. 1. 
2
 Vgl. Muscheler, Karlheinz: Vaterschaft durch Anerkennung und Feststellung, in FPR 
2005, S. 177 (Im Folgenden zitiert als „Muscheler, Karlheinz: FPR 2005“). 
3
 Vgl. Jauernig/Berger, § 1592, Rn. 1. 
4
 Vgl. Rauscher, Thomas, in: J. von Staudingers Kommentar zum Bürgerlichen Gesetz-
buch mit Einführungsgesetz und Nebengesetzen, Berlin Neubearbeitung 2004, § 1592, 
Rn. 70, 79 (Im Folgenden zitiert als „Staudinger/Verfasser“). 
5
 Vgl. Palandt/Diederichsen, § 1592, Rn. 3. 
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der rechtliche Vater des Kindes, vorausgesetzt ein anderer Mann erkennt 
die Vaterschaft innerhalb eines Jahres nach dem rechtskräftigen Schei-
dungsbeschluss an. Die Anhängigkeit bezieht sich auf den Eingang des 
Scheidungsantrages bei Gericht. Die Vaterschaftsanerkennung wird ent-
sprechend § 1599 Abs. 2 S. 3 BGB frühestens mit dem rechtskräftigen 
Scheidungsbeschluss wirksam. Der Nochehemann muss der Anerken-
nung allerdings zustimmen. Logischerweise muss die Geburt vor dem 
rechtskräftigen Scheidungsbeschluss stattgefunden haben, denn danach 
ist die Ehe beendet und eine Vaterschaft kraft Ehe mit der Mutter bestün-
de nicht mehr. Durch das Trennungsjahr, welches vor der Scheidung ge-
mäß § 1566 Abs. 1 BGB stattfindet, ist es äußerst wahrscheinlich, dass 
der Ehemann nicht mehr der Vater des Kindes ist. Dieser Umstand soll 
mithilfe von § 1599 Abs. 2 BGB berücksichtigt werden1. 
 
2.2.2 Die Vaterschaftsanerkennung 
Ist die Mutter zum Zeitpunkt der Geburt nicht verheiratet, so kann die 
rechtliche Vaterschaft durch die Vaterschaftsanerkennung bestimmt wer-
den. Einzelheiten hierzu sind in den §§ 1594 ff BGB geregelt. Laut § 1594 
Abs. 2 BGB kann eine Anerkennung nicht stattfinden, solange noch ein 
anderer Mann der rechtliche Vater des Kindes ist. Eine Bedingung oder 
eine zeitliche Befristung darf die Vaterschaftsanerkennung gemäß § 1594 
Abs. 3 BGB nicht enthalten. Nur durch die Zustimmung der Mutter wird 
entsprechend § 1595 BGB die Vaterschaftsanerkennung überhaupt wirk-
sam. Auch diese darf weder Bedingungen noch eine zeitliche Befristung 
enthalten. Durch die Zustimmung der Mutter soll verhindert werden, dass 
ein beliebiger Mann die Vaterschaft zu einem Kind anerkennen kann2. 
Sollte die Mutter nicht im Besitz der elterlichen Sorge sein, bedarf die An-
erkennung nach § 1595 Abs. 2 BGB „auch der Zustimmung des Kindes“. 
Auch schon vor der Geburt des Kindes ist die Anerkennung und die Zu-
                                            
1
 Vgl. Wellenhofer, Marina, in: Münchener Kommentar zum BGB, Bd. 8, 5. A., München 
2008, § 1599, Rn. 50 (Im Folgenden zitiert als „Münchener Kommentar/Verfasser“). 
2
 Vgl. Münchener Kommentar/Wellenhofer, § 1595, Rn. 1. 
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stimmung möglich, zudem können sie nur höchstpersönlich vorgenommen 
werden, vgl. §§ 1594 Abs. 4, 1595 Abs. 3 und §1596 Abs. 4 BGB. Die 
Form der Zustimmung sowie der Anerkennung ist in § 1597 BGB genau 
bestimmt. Beide müssen öffentlich beurkundet werden, dies kann u.a. bei 
einem Jugendamt geschehen, Rechtsgrundlage hierfür sind die §§ 59 
Abs. 1 S. 1 SGB VIII, 59 BeurkG1. Durch die öffentliche Beurkundung sind 
die Erklärungen jederzeit zugänglich und nachvollziehbar2. Sollten alle 
oben genannten Voraussetzungen der Anerkennung und der Zustimmung 
nicht vollständig eingehalten worden sein, so sind diese nicht wirksam, 
siehe § 1598 Abs. 1. BGB. Ab dem Zeitpunkt der Wirksamkeit, also bei 
Vorliegen aller gesetzlichen Vorgaben, können sich die Betroffenen auf 
die daraus resultierenden familien- und erbrechtlichen Folgen berufen3. 
 
2.2.3 Die Vaterschaftsfeststellung 
Besteht keine Vaterschaft kraft Ehe mit der Mutter oder keine wirksame 
Vaterschaftsanerkennung, so bleibt zur Bestimmung der rechtlichen Va-
terschaft nur noch die gerichtliche Vaterschaftsfeststellung entsprechend 
den §§ 1592 Nr. 3, 1600d BGB. Am Vaterschaftsfeststellungsverfahren 
sind gemäß § 172 FamFG die Mutter, das Kind und der mögliche Vater zu 
beteiligen. Das Kind kann gemäß § 1712 BGB durch das Jugendamt als 
Beistand vertreten werden. Das Verfahren ist gemäß § 171 FamFG durch 
einen Antrag einzuleiten. Durch die Vaterschaftsfeststellung soll der gene-
tische Vater des Kindes ermittelt werden4. Zu beachten ist, dass in diesem 
Verfahren gemäß § 177 Abs. 2 FamFG eine förmliche Beweisaufnahme 
stattfindet. Sollte ein Beweis vorliegen, der die Vaterschaft untermauert, 
so hat dieser Vorrang vor der in § 1600d Abs. 2 BGB erwähnten Vater-
schaftsvermutung5. Als Beweismittel dient nach § 177 Abs. 2 S. 2 FamFG 
ein privates Abstammungsgutachten, wenn alle Beteiligten dem zustim-
                                            
1
 Vgl. Jauernig/Berger, Anmerkungen zu den §§ 1594-1598, Rn. 7. 
2
 Vgl. Palandt/Diederichsen, § 1597, Rn. 1. 
3
 Vgl. Palandt/Diederichsen, § 1594, Rn. 3, 5. 
4
 Vgl. Staudinger/Rauscher, § 1592, Rn. 20. 
5
 Vgl. Palandt/Diederichsen, § 1600d, Rn. 9. 
9 
men. Denn ein seriöses und vom Richter anerkanntes Gutachten ist mit 
einem Sachverständigengutachten nach den §§ 404 bis 414 ZPO gleich-
zusetzen1.  
Liegt kein direkter Nachweis vor, so bleibt die Möglichkeit die Vaterschaft 
mithilfe der in § 1600d Abs. 2 BGB genannten Vaterschaftsvermutung 
festzustellen. Voraussetzung hierfür ist die Beiwohnung des Mannes bei 
der Mutter innerhalb des Empfängniszeitraums. Die Empfängniszeit er-
streckt sich gemäß § 1600d Abs. 3 BGB jeweils einschließlich vom 300. 
Tag bis zum 181. Tag vor der Geburt des Kindes. Wenn also der Mann 
während der Empfängniszeit nachweislich bei der Mutter war oder sogar 
wohnte, so wird die Vaterschaft vermutet. Dies gilt nicht, wenn „schwer-
wiegende Zweifel an der Vaterschaft bestehen“, vgl. § 1600d Abs. 2 S. 2 
BGB. Schwerwiegende Zweifel könnten zum Beispiel durch ein negatives 
Abstammungsgutachten begründet werden2. Zudem stellt § 178 Abs. 1 
FamFG klar, dass die Betroffenen die Untersuchungen zu dulden haben, 
die zur Vaterschaftsfeststellung durchgeführt werden müssen, wenn das 
Gericht die Einholung eines Gutachtens anordnet. Sollte also die Vater-
schaft auf keinem anderen Wege festgestellt werden können, so ist ein 
Abstammungsgutachten heranzuziehen, welchem sich die Betroffenen 
fügen müssen. Nicht zuletzt deshalb ist anzunehmen, dass die Vater-
schaftsvermutung in Zukunft eine immer kleinere Rolle spielen wird, da 
Abstammungsgutachten zu einem gängigen Mittel zur Klärung geworden 
sind3. Der Beschluss begründet das Verwandtschaftsverhältnis ab dem 
Zeitpunkt der Geburt, allerdings können Ansprüche auf Rechtswirkungen 
der Vaterschaft erst ab dem Zeitpunkt des rechtskräftigen Beschlusses 
geltend gemacht werden4. 
 
                                            
1
 Vgl. Muscheler, Karlheinz: FPR 2005, S. 180. 
2
 Vgl. Palandt/Diederichsen, § 1600d, Rn. 13. 
3
 Vgl. Muscheler, Karlheinz: FPR 2005, S. 180. 
4
 Vgl. Münchener Kommentar/Seidel, § 1600d, Rn. 136, 139. 
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2.2.4 Die Vaterschaftsanfechtung 
Stammt das Kind nicht vom rechtlichen Vater ab, so gibt es die Möglich-
keit der Vaterschaftsanfechtung entsprechend der §§ 1599 ff BGB. Der 
Zweck der Anfechtung ist festzustellen, dass der Mann, der nach        
§1592 Nr. 1 und Nr. 2 BGB als rechtlicher Vater gilt, nicht der biologische 
Vater ist. Hierzu kann ein Abstammungsgutachten gerichtlich eingeholt 
werden1. In § 1600 BGB ist eine abschließende Aufzählung der Anfech-
tungsberechtigten aufgeführt. Auf diese Weise soll verhindert werden, 
dass sich beliebige Personen in die Abstammungsfrage eines Kindes 
einmischen können. Im Antrag müssen nach § 171 Abs. 2 S. 2 FamFG 
neben dem Zeitpunkt der Kenntnis der Umstände auch die Umstände 
selbst genannt werden, die gegen die Vaterschaft sprechen. Die Anfech-
tung muss höchstpersönlich erfolgen, vgl. § 1600a BGB. Gemäß § 1600 
Abs. 1 Nr. 3 und Nr. 4 BGB sind die Mutter und das Kind jeweils selbst 
anfechtungsberechtigt. Dabei ist nach § 1600a BGB zu beachten, dass für 
das minderjährige Kind nur der gesetzliche Vertreter anfechten kann2. Das 
können die Eltern sowie ein Ergänzungspfleger entsprechend den          
§§ 1630, 1909 BGB oder der Vormund entsprechend § 1773 BGB sein3. 
Weiter besteht ein Anfechtungsrecht für den Mann, der rechtlicher Vater 
aufgrund § 1592 Nr. 1 oder Nr. 2 BGB ist. Es ist allerdings nicht ausrei-
chend, wenn der Ehemann im Anfechtungsverfahren nur vorbringt er sei 
nicht der biologische Vater des Kindes. Zur Überzeugung des Gerichts 
muss er Umstände vortragen, die bei „objektiver Betrachtung geeignet 
sind, Zweifel an der Abstammung (…) zu wecken und die Möglichkeit der 
Abstammung des Kindes von einem anderen Mann als nicht ganz fern 
liegend erscheinen zu lassen“, es muss also ein begründeter Anfangsver-
dacht vorliegen4. Sollte der rechtliche Vater während der Ehe mit der Mut-
                                            
1
 Vgl. Münchener Kommentar/Wellenhofer, § 1599, Rn. 14. 
2
 Vgl. Münchener Kommentar/Wellenhofer, § 1600, Rn. 1, 5. 
3
 Vgl. Palandt/Diederichsen, § 1600a, Rn. 5-8. 
4
 Vgl. BGH, FamRZ 2005, S. 340. 
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ter versterben, so überträgt sich das Anfechtungsrecht nicht auf dessen 
Eltern1.  
Seit dem Jahre 2004 kann gemäß § 1600 Abs.1 Nr. 2 BGB auch der Mann 
die Vaterschaft anfechten, „der an Eides statt versichert, der Mutter des 
Kindes während der Empfängniszeit beigewohnt zu haben“. Die Versiche-
rung an Eides statt hat den Zweck, dass nicht jedermann ohne Konse-
quenzen eine bestehende Vaterschaft anfechten kann. Eine weitere Vor-
aussetzung nach § 1600 Abs. 2 BGB ist, dass das Kind keine sozial-
familiäre Beziehung zu seinem rechtlichen Vater pflegt. Ein Kriterium für 
eine sozial-familiäre Beziehung beschreibt § 1600 Abs. 4 BGB, so muss 
der rechtliche Vater für das Kind die tatsächliche Verantwortung überneh-
men. Allerdings muss der Begriff der sozial-familiären Beziehung je nach 
Kind und Situation neu ausgelegt werden. Sollte diese Voraussetzung 
nicht begründet werden können, so ist der Antrag auf Anfechtung der Va-
terschaft abzuweisen2. Im rechtskräftigen Beschluss der Vaterschaftsan-
fechtung muss auch die Feststellung der Vaterschaft des erfolgreich an-
fechtenden, leiblichen Vaters enthalten sein, vgl. § 182 FamFG. Auf diese 
Weise wird das Kind nach der Anfechtung im rechtlichen Sinne nicht va-
terlos3.  
Möglich ist auch die Behördenanfechtung entsprechend § 1600 Abs. 1    
Nr. 5 BGB, um missbräuchlichen Vaterschaftsanerkennungen in auslän-
derrechtlichen Fällen Einhalt zu gebieten. Hierzu darf allerdings gemäß         
§ 1600 Abs. 3 BGB keine sozial-familiäre Beziehung zwischen dem ver-
meintlichem Vater und dem Kind bestehen und es dürfen durch die Aner-
kennung keine rechtlichen Voraussetzungen für einen erlaubten Aufent-
halt eines Beteiligten entstehen. Die Frist beträgt bei der Behördenanfech-
tung laut § 1600b Abs. 1a BGB ein Jahr. Die allgemeine Anfechtungsfrist 
nach § 1600b Abs. 1 BGB beläuft sich allerdings auf zwei Jahre ab Kennt-
nis des Berechtigten von den Umständen, die gegen die Abstammung 
                                            
1
 Vgl. Palandt/Diederichsen, § 1600, Rn. 2. 
2
 Vgl. Münchener Kommentar/Wellenhofer, § 1600, Rn. 7, 8. 
3
 Vgl. Engelhardt, Helmut, in: Keidel, FamFG, Kommentar zum Gesetz über das Verfah-
ren in Familiensachen und die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, 16. A., 
München 2009, § 182, Rn. 1 (Im Folgenden zitiert als „Keidel/Verfasser“). 
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sprechen. Sollte der gesetzliche Vertreter eines minderjährigen Kindes 
von dem Anfechtungsrecht keinen Gebrauch machen, so beginnt entspre-
chend § 1600b Abs. 3 BGB die Frist für das volljährige Kind erneut. Ge-
mäß § 1599 Abs. 1 BGB wird nach einer erfolgreichen Anfechtung die 
rechtliche Vaterschaft zu einem Kind mit allen rechtlichen Konsequenzen 
aufgehoben, was beispielsweise auch den Unterhalt betrifft1. 
 
2.3 Die Urteile des BGH und des BVerfG 
Im Jahre 2005 entschied der BGH über die Verwertbarkeit heimlicher Va-
terschaftstests. Der Hintergrund für dieses Verfahren war die Anfech-
tungsklage eines Mannes. Dieser zweifelte die Vaterschaft zu seinem Kind 
an, obwohl er diese Jahre zuvor mit Zustimmung der Mutter anerkannt 
hatte. In einer ersten Klage berief er sich auf seine ärztlich attestierte ver-
minderte Zeugungsfähigkeit. Die Berufung vor dem OLG Celle scheiterte. 
Daraufhin ließ er ohne Zustimmung und Kenntnis des Kindes und der Mut-
ter als gesetzliche Vertreterin ein Abstammungsgutachten durchführen, 
welches die Vaterschaft zu 100% ausgeschlossen hatte. Dieses Gutach-
ten war die Grundlage für eine erneute Anfechtungsklage vor dem AmtsG 
Celle. Die Klage hatte allerdings keinen Erfolg, genauso die eingereichte 
Berufung vor dem zuständigen OLG. Aufgrund der Revision des Klägers 
hat der BGH über diese Sache entschieden2. Laut Auffassung des BGH ist 
ein heimlich eingeholtes Abstammungsgutachten in einem Anfechtungs-
verfahren rechtswidrig und somit prozessual nicht verwertbar. Zum einen 
wird durch ein solches Gutachten oder der Verweigerung der Betroffenen 
zur Erstellung eines solchen Tests der erforderliche Anfangsverdacht nicht 
hinreichend untermauert. Zum anderen verstößt die heimliche Einholung 
gegen ein Grundrecht des Kindes. Dieses ist das in Art. 2 Abs. 1 i.V.m. 
Art. 1 Abs. 1 GG gesicherte Persönlichkeitsrecht eines jeden Menschen. 
                                            
1
 Vgl. Palandt/Diederichsen, § 1599, Rn. 7. 
2
 Vgl. Wellenhofer, Marina: Die prozessuale Verwertbarkeit privater Abstammungsgutach-
ten, in: FamRZ 2005, S. 665 (Im Folgenden zitiert als „Wellenhofer, Marina: FamRZ 
2005). 
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Daraus leitet sich das informationelle Selbstbestimmungsrecht des Kindes 
ab. Das Recht des Vaters auf Kenntnis der Abstammung tritt hier hinter 
das Grundrecht des Kindes zurück1.  
Gegen diese Entscheidung reichte der Kläger im Jahr 2007 Verfassungs-
beschwerde beim BVerfG ein. Allerdings bekräftigte das BVerfG die Ent-
scheidung des BGH, dass heimlich eingeholte Abstammungsgutachten in 
Vaterschaftsanfechtungsverfahren nicht zu verwerten sind. Außerdem 
bemängelte das BVerfG, dass es bis dato kein rechtsförmiges Verfahren 
gab, „in dem die Abstammung eines Kindes von seinem rechtlichen Vater 
geklärt und die Tatsache des Bestehens oder Nichtbestehens festgestellt 
werden kann, ohne daran gleich Folgen für den rechtlichen Status des 
Kindes zu knüpfen“. Der Bundesregierung wurde folglich aufgetragen, ei-
ne entsprechende Regelung zu treffen, um die Rechtsstellung des rechtli-
chen Vaters zu verbessern2. Resultierend aus diesen Entscheidungen trat 
am 01.04.2008 das Gesetz zur Klärung der Abstammung unabhängig zum 
Anfechtungsverfahren in Kraft3. Dies äußert sich speziell in § 1598a BGB, 
der für die Betroffenen einen Anspruch auf eine Einwilligung in eine gene-
tische Abstammungsuntersuchung zur Klärung der leiblichen Abstam-
mung begründet. Außerdem wurde die Verwertbarkeit heimlicher Vater-
schaftstest im Gendiagnostikgesetz geregelt4. 
 
2.3.1 Der Anspruch auf Einwilligung in eine genetische Untersu-
chung 
Zweifelt ein Mann die Vaterschaft zu seinem Kind an, so besteht bekannt-
lich die Möglichkeit einer Vaterschaftsanfechtung. Kann dieser allerdings 
keine objektiven Zweifel begründen und geben die Mutter bzw. das Kind 
nicht ihr Einverständnis zu einem Abstammungsgutachten, bestand bis 
zum Jahre 2008 für den Zweifelnden keine Chance zur Klärung der leibli-
                                            
1
 Vgl. BGH, FamRZ 2005, S. 340, 341. 
2
 Vgl. BVerfG, FamRZ 2007, S. 441, 442. 
3
 Vgl. Palandt/Diederichsen, § 1598a, Rn. 1. 
4
 Vgl. BT-Dr 16/10532. 
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chen Abstammung. Wie in Punkt 2.3 erläutert, soll es also für den rechtli-
chen Vater möglich sein, die Abstammungsbeziehung außerhalb eines 
Anfechtungsverfahrens zu klären, ohne am Rechtsverhältnis zu dem Kind 
etwas zu ändern1. Durch das Gesetz zur Klärung der Abstammung unab-
hängig zum Anfechtungsverfahren, wird dieser Umstand berücksichtigt. 
Außerdem erhofft sich der Gesetzgeber durch diesen Anspruch heimliche 
Vaterschaftstests zukünftig für zweifelnde Personen unattraktiv zu ma-
chen, da ein gesetzlicher Anspruch besteht2.  
Nach § 1598a Abs. 1 BGB haben der rechtliche Vater, die Mutter und das 
Kind gegenüber den jeweils anderen beiden Beteiligten zwei verschiedene 
Ansprüche: einen Anspruch auf die Einwilligung in eine genetische Ab-
stammungsuntersuchung und einen Anspruch auf Duldung der Entnahme 
einer entsprechenden Untersuchungsprobe3. Es besteht also für die An-
tragsgegner eine Mitwirkungs- und Duldungspflicht. Als Ausgleich hierfür 
begründet § 1598a Abs. 4 S. 1 BGB den Anspruch auf Einsichtnahme in 
das Ergebnis der Begutachtung. Zu beachten ist allerdings, dass der ver-
meintliche, biologische Vater keinen Anspruch aus § 1598a BGB hat. Die-
sem bleibt zur Klärung der Abstammungsverhältnisse entweder der Weg 
der Vaterschaftsanfechtung unter den Voraussetzungen der §§ 1599 ff 
BGB oder das Vaterschaftsfeststellungsverfahren nach § 1600d BGB, 
vorausgesetzt eine rechtliche Vaterschaft nach § 1592 Nr. 1 oder 2 BGB 
besteht nicht4. Sollte einer der Beteiligten seine Einwilligung verweigern, 
so kann diese nach § 1598a Abs. 2 BGB auf Antrag durch das Gericht 
ersetzt werden. In diesem Falle müsste entsprechend § 1629 Abs. 2a 
BGB für das minderjährige Kind ein Ergänzungspfleger bestellt werden5. 
                                            
1
 Vgl. Münchener Kommentar/Wellenhofer, § 1598a, Rn. 1. 
2
 Vgl. Zimmermann, Michael: Die Feststellung der Vaterschaft unabhängig vom Anfech-
tungsverfahren, in: NJOZ 2008, S. 1721 (Im Folgenden zitiert als „Zimmermann, Michael: 
NJOZ 2008“). 
3
 Vgl. Schwab, Dieter: Abstammungsklärung-leicht gemacht, Oder: Neuer Dialog in der 
Familie, in: FamRZ 2008, S. 23 (Im Folgenden zitiert als “Schwab, Dieter: FamRZ 2008“). 
4
 Vgl. Borth, Helmut: Das Verfahren zum Entwurf eines Gesetzes zur Klärung der Ab-
stammung unabhängig vom Anfechtungsverfahren gemäß § 1598a BGB-E und dessen 
Verhältnis zum Abstammungsverfahren nach dem FamFG, in: FPR 2007, S. 382 (Im 
Folgenden zitiert als “Borth, Helmut: FPR 2007“). 
5
 Vgl. Jauernig/Berger, § 1598a, Rn. 4. 
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Welches Institut mit der Durchführung der Abstammungsbegutachtung 
beauftragt wird, liegt im Entscheidungsspielraum des Antragsstellers1. Die 
Kosten müssen selbst getragen werden2. Die einzige Voraussetzung hier-
für beschreibt § 1598a Abs. 1 S. 2 BGB, demnach muss die Probe nach 
anerkannten Grundsätzen der Wissenschaft entnommen werden. Es ist 
daher ratsam aber nicht zwingend, ein Institut zu wählen, welches nach-
weislich die Vorgaben der Richtlinien 2002 einhält3. Denn sollte es zu ei-
nem Vaterschaftsanfechtungsverfahren kommen, sind die nach den Richt-
linien 2002 erstellten Gutachten prozessual verwertbar4, siehe hierzu die 
Ausführungen unter Punkt 4.2. Gefährdet das Verfahren zur Klärung der 
Abstammung das Kindeswohl, so ist das Verfahren auszusetzen, vgl.       
§ 1598a Abs. 3 BGB. Die Frist zur Anfechtung wird durch ein Verfahren 
nach § 1598a BGB gehemmt, siehe § 1600b Abs. 5 S. 1 BGB. Der An-
spruch selbst unterliegt aber keiner Frist und keiner Verjährung5. Durch    
§ 1598a BGB ändert sich weder etwas am rechtlichen Status des Vaters 
zu dem Kind, noch ergeben sich familienrechtliche Konsequenzen. Es ist 
also eine reine Feststellung der Vaterschaft, die im Rechtssinne folgenlos 
bleibt. Allerdings lässt sich auf einem eingeholten und seriösen Gutachten 
ein Anfechtungsverfahren stützen, da dieses den benötigten Anfangsver-
dacht untermauert und begründet6. 
 
2.3.2 Das Gendiagnostikgesetz 
Jede heimliche Abstammungsbegutachtung schränkt den betroffenen 
Menschen in seinem Grundrecht der informationellen Selbstbestimmung 
ein. Allerdings sind Abstammungsgutachten nötig um fragliche Verwandt-
schaftsverhältnisse eindeutig klären zu können. Das Ziel des GenDG ist 
                                            
1
 Vgl. Schwab, Dieter:, in: FamRZ 2008, S. 24. 
2
 Vgl. Frank, Rainer/Helms, Tobias: Kritische Bemerkungen zum Regierungsentwurf ei-
nes „Gesetzes zur Klärung der Vaterschaft unabhängig vom Anfechtungsverfahren“, in: 
FamRZ 2007, S. 1280 (Im Folgenden zitiert als „Frank, Rainer: FamRZ 2007“). 
3
 Vgl. Muscheler, Karlheinz: Die Zukunft des heimlichen Vaterschaftstests, in: FPR 2007, 
S. 390 (Im Folgenden zitiert als „Muscheler, Karlheinz: FPR 2007“). 
4
 Vgl. Münchener Kommentar/Wellenhofer, § 1598a, Rn. 7. 
5
 Vgl. Jauernig/Berger, § 1598a, Rn. 4. 
6
 Vgl. Frank, Rainer: FamRZ 2007, S. 1279. 
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nach § 1 GenDG, die Betroffenen vor unrechtmäßigen Einschränkungen 
ihrer Grundrechte zu schützen. Zugleich müssen aber die Möglichkeiten, 
die dank der enormen Entwicklung in diesem Gebiet heutzutage erreich-
bar sind, genutzt werden1.  
Die Klärung der Abstammung fällt nach § 2 Abs. 1 GenDG unter den An-
wendungsbereich des GenDG, diese Aufzählung ist abschließend2. Aller-
dings ist nach § 17 Abs. 6 GenDG eine pränatale Abstammungsklärung 
nur nach einer rechtswidrigen Tat gemäß den §§ 176 bis 179 StGB er-
laubt. Grundsätzlich ist die vorgeburtliche Abstammungsklärung aber ver-
boten. Spezielle Anforderungen, die an die Abstammungsbegutachtung 
gestellt sind führt § 17 GenDG auf. Demnach müssen die beteiligten Per-
sonen in die Untersuchung eingewilligt haben und ausreichend aufgeklärt 
worden sein. Nach § 8 GenDG muss die Einwilligung in die genetische 
Untersuchung schriftlich festgehalten werden. Die Aufklärung muss im 
Allgemeinen über Wesen, Bedeutung und Tragweite der genetischen Un-
tersuchung erfolgen. Der zu dokumentierende Mindestinhalt dieser Beleh-
rung ist in § 9 Abs. 2 Nr. 1 1. HS. und Nr. 2 bis Nr. 5 GenDG aufgeführt. 
Anhand dieser Normen wird die Auffassung des BGH und des BVerfG be-
züglich des Verbots heimlicher Vaterschaftstests berücksichtigt. Die Er-
stellung eines Abstammungsgutachtens ohne die ausdrückliche Einwilli-
gung der beteiligten Personen kann nach § 25 Abs. 1 Nr. 1 GenDG mit 
einer Freiheitsstrafe von bis zu einem Jahr sanktioniert werden. Da die 
Ergebnisse auch über Generationen hinweg Bedeutung haben, sind ent-
sprechend § 17 Abs. 5 GenDG die Resultate 30 Jahre lang aufzubewah-
ren3. Hat in einem Verfahren nach § 1598a BGB ein Antragsgegner die 
Einwilligung und Duldung in eine genetische Untersuchung versagt, kann 
diese bekanntlich durch das Gericht ersetzt werden, vgl. Punkt 2.3.1. 
Nach § 17 Abs. 7 GenDG ist diese gerichtliche Einwilligung wie die eines 
Beteiligten anzusehen.  
                                            
1
 Vgl. BT-Dr 16/10532, zu § 1, S. 19. 
2
 Vgl. Genenger, Angie: Das neue Gendiagnostikgesetz, in: NJW 2010, S.114 (Im Fol-
genden zitiert als „Genenger, Angie: NJW 2010“). 
3
 Vgl. BT-Dr 16/10532, zu § 17, S. 34. 
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Eine weitere wichtige Neuerung im GenDG ist die in § 5 GenDG beschrie-
bene Akkreditierungspflicht der einzelnen Laboratorien, die Abstam-
mungsbegutachtungen durchführen. Das bedeutet, dass eine unabhängi-
ge Einrichtung den Qualitätsstandard im jeweiligen Institut untersucht. Au-
ßerdem wird die erforderliche Kompetenz zur Erstellung eines humange-
netischen Gutachtens überprüft und offiziell bestätigt. Begutachtet werden 
beispielsweise der Umgang mit dem Untersuchungsmaterial und die inter-
ne Qualitätssicherung. Genauso wird aber auch auf die Qualifizierung, 
sowie eine stetige Fortbildung der Mitarbeiter Wert gelegt. Diese Überprü-
fung muss in regelmäßigen Abständen wiederholt werden, nach § 5 Abs. 1 
S. 4 GenDG spätestens aber nach 5 Jahren. Gemäß § 27 Abs. 3 GenDG 
müssen alle Laboratorien bis zum 01.02.2011 akkreditiert sein. Natürlich 
ist die damit verbundene Qualitätssicherung von großer Bedeutung, aller-
dings ist das Akkreditierungsverfahren mit hohen Kosten für die Institute 
verbunden1. 
 
3 Grundlagen der Abstammungsbegutachtung 
Die Humangenetik befasst sich im Allgemeinen mit den Vererbungsvor-
gängen beim Menschen. Erste Beobachtungen hierzu machte im Jahre 
1865 der Augustinermönch Johann Gregor Mendel. Die nach ihm benann-
ten Mendelschen Gesetze beinhalten im Wesentlichen, dass die Gene 
nach festen Grundsätzen an die Nachkommen vererbt werden2. Hierzu 
kreuzte er Erbsensorten mit verschiedenen phänotypischen Eigenschaften 
und dokumentierte das Ergebnis. Johann Gregor Mendel fand beispiels-
weise heraus, dass bei der Kreuzung einer rot blühenden mit einer weiß 
blühenden Erbsensorte die ersten Nachkommen alle rot blühen. Kreuzt 
man daraufhin die Blüten der ersten Generation erneut miteinander, so 
                                            
1
 Vgl. BT-Dr 16/10532, zu § 5, S. 24,25. 
2
 Vgl. Fabricius, Hans-Ǻke: Die humangenetische Abstammungsbegutachtung, in FPR 
2002, S. 376 (Im Folgenden zitiert als „Fabricius, Hans-Ǻke: FPR 2002“). 
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wachsen rot und weiß blühende Erbsensorten heran, jedoch nun im Zah-




Johann Gregor Mendel erkannte schon vor 145 Jahren, dass das Erbma-
terial des Kindes je zur Hälfte von der Mutter und vom Vater stammen 
muss2. Auch die Tatsache der rot blühenden Erbsen in der ersten Genera-
tion deutete er richtigerweise damit, dass manche Erbanlagen andere ü-
berdecken, also dominant gegenüber den rezessiven Merkmalen sind. 
Eine Erbanlage mit einer konkreten Eigenschaft und Funktion wird in der 
Humangenetik als Gen bezeichnet und ist auf einem bestimmten Abschnitt 
der DNS lokalisiert3. Wirkt sich ein Gen auf den Phänotyp eines Organis-
mus in unterschiedlichen Formen aus, so nennt man diese verschiedenen 
Versionen Allele. Im Fall des Erbsen-Erbganges ist also das Allel für rot 
blühende Erbsen dominant gegenüber dem Allel für weiß blühende Erb-
sen. 
 
                                            
1
 Vgl. Domdey, Horst/Cleve, Hartwig: Genomanalyse, Ihre biochemischen, medizini-
schen, juristischen  und politischen Aspekte, in: Ellermann, Rolf/Opolka, Uwe (Hrsg.), 
Frankfurt/New York 1991, S. 13 (Im Folgenden zitiert als „Verfasser: Genomanalyse“).  
2
 Vgl. Winter, Stefan: Genmedizin und Recht, S. 9, Rn. 7. 
3
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rot rot  rot  rot  rot  weiß 
G2: 
Abb.1 Erbgang der ersten und zweiten Generation rot und weiß blü-
hender Erbsen 
R = rot (dominant)         G1 = 1. Generation 
w = weiß (rezessiv)       G2 = 2. Generation 
Quelle: eigene Darstellung 
G1: 
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3.1 Geschichtliche Entwicklung der Abstammungsbegut-
achtung 
Zu den Zeiten als die Blutgruppen und die DNS noch nicht entdeckt und 
unerforscht waren, führte man die Abstammungsbegutachtung unter an-
derem anhand erbbiologischer Ähnlichkeitsvergleiche durch. Der Phäno-
typ des Kindes wurde auf bestimmte Merkmale mit dem des möglichen 
Vaters verglichen. Anhand der Ähnlichkeit wurden Rückschlüsse auf die 
Verwandtschaft gezogen1. Hierzu stellte der Sachverständige beispiels-
weise Augen- und Haarfarbe oder die Schädelform des Vaters mit der des 
Kindes gegenüber2. Selten war der Vaterschaftsausschluss wegen einer 
auffallend unterschiedlichen Rasse zwischen möglichem Vater und Kind 
offensichtlich. Auch wurde zur Klärung der Vaterschaft das sogenannte 
Tragezeitgutachten herangezogen. Demnach versuchte der Sachverstän-
dige den Zeitraum der Befruchtung zu ermitteln und glich diesen mit den 
Aussagen der Beteiligten ab. Da jedoch die Grundlage der Ermittlungen 
größtenteils aus Zeugenaussagen bestand, ist der tatsächliche Aussage-
wert als fraglich einzustufen3. Einen großen Fortschritt machte die Ab-
stammungsbegutachtung kurze Zeit nach der Entdeckung der Blutgruppen 
im Jahre 1901 durch Herrn Karl Landsteiner. Anfangs wurden die Blut-
gruppen der Eltern ermittelt. Mithilfe dieser Erkenntnis stellte der Gutach-
ter fest, ob das Kind die folglich richtige Blutgruppe hatte. Dieses Verfah-
ren konnte allerdings eine Vaterschaft nicht belegen, sondern diese nur 
ausschließen4. Die stetige Entwicklung in diesem Bereich machte die se-
rologischen Gutachten innerhalb weniger Jahrzehnte zu einer kompeten-
ten und anerkannten Klärungsmethode5. Hierzu werden aus den jeweili-
gen Blutproben spezielle Merkmale des Blutes herausgearbeitet. Die 
Merkmale des Kindes werden daraufhin mit denen des Vaters verglichen. 
                                            
1
 Vgl. Muscheler, Karlheinz: FPR 2005, S. 180. 
2
 Vgl. Keidel/Engelhardt, § 178, Rn. 8. 
3
 Vgl. Münchener Kommentar/Seidel, § 1600d, Rn. 56. 
4
 Vgl. Keidel/Engelhardt, § 178, Rn. 5. 
5
 Vgl. Geserick, Gunther: Richtlinien für die Erstattung von Abstammungsgutachten, in: 
FPR 2002, S. 380, 381 (Im Folgenden zitiert als „Geserick, Gunther: FPR 2002). 
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Besitzt die Mutter das Merkmal des Kindes nicht, so muss es vom Vater 
stammen. Andernfalls ist die Abstammung ausgeschlossen1. Außerdem 
bedeutsam war Mitte der 1970er Jahre die Erforschung der HLA-Systeme 
(human leucocyte antigen). Hierbei werden bestimmte Proteine von wei-
ßen Blutzellen untersucht und demnach das Verwandtschaftsverhältnis 
bestimmt2.  
In der heutigen Abstammungsbegutachtung haben die Methoden der 
DNS-Analyse eine grundlegende Bedeutung, sie findet ihren Ursprung mit 
der Entdeckung der DNS in den 1950er Jahren. Seit den 1980er Jahren 
kann das menschliche Erbgut entschlüsselt werden. Die DNS-Analytik 
setzte sich von da an nach und nach auch in der Abstammungsbegutach-
tung durch3. Sie gilt als äußerst sicher und modern, weshalb sie in vielen 
Instituten zur Anwendung kommt. Aus diesen Gründen werden nachfol-
gend die Grundlagen der DNS-Verfahren genauer betrachtet. 
 
3.2 Der Untersuchungsablauf 
Ein Abstammungsgutachten wird in der Regel von Männern in Auftrag ge-
geben, die Zweifel an der Vaterschaft zu ihrem Kind hegen. Weniger oft 
sind es die Mütter selbst oder gar die Kinder4. Genauso können aber auch 
Behörden, besonders das Jugendamt oder Gerichte die Auftraggeber 
sein. Die Wahl des Instituts steht dem Auftraggeber grundsätzlich frei. Um 
ein Gutachten erstellen zu können benötigt das Institut Probenmaterial 
von den Beteiligten. In der Regel werden Proben von dem Kind, dem mög-
lichen Vater und der Mutter begutachtet. Durch die Vergleichsprobe der 
Mutter wird der spätere Aussagewert sicherer5. Bei einem Defizienzfall 
benötigt das Institut eine Probe von einem Verwandten 1. Grades von der 
Person, die nicht zu dem Gutachten herangezogen werden kann. Es steht 
                                            
1
 Vgl. Muscheler, Karlheinz: FPR 2005, S. 180. 
2
 Vgl. Fabricius, Hans-Ǻke: FPR 2002, S. 377. 
3
 Vgl. Keller, Christoph: Der genetische Fingerabdruck, Die DNA-Analyse in der polizeili-
chen Praxis, 3. A., Stuttgart u.a. 2006, S. 14 (im Folgenden zitiert als „Keller, Christoph: 
Der genetische Fingerabdruck“). 
4
 Vgl. BT-Dr 16/10532, zu § 17, S. 33. 
5
 Vgl. BGH FamRZ 2006, S. 1745, 1747. 
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also das Erbgut eines Elternteils zur Untersuchung nicht direkt zur Verfü-
gung, beispielsweise aufgrund eines Todesfalles. Zur Probenentnahme 
werden die zu untersuchenden Personen entweder in das beauftragte La-
bor, in das Gesundheitsamt oder zum eigenen Hausarzt geladen. Nach 
der Entnahme des Untersuchungsguts beginnt der Gutachter mit der Ana-
lyse. Dies nimmt inklusive der Erstellung des Befundes nur einige Tage in 
Anspruch1.  
Anschließend erarbeitet der Sachverständige den Abstammungsbefund 
und errechnet die Vaterschaftswahrscheinlichkeit. Diese komplexe Be-
rechnung basiert im Allgemeinen darauf, wie oft das vererbte väterliche 
System in der Bevölkerung auftaucht2. Im Befund sind die einzelnen un-
tersuchten Systeme mit ihren Ergebnissen aufgeschlüsselt. Der Befund 
wird an die untersuchten Personen versendet.  
 
3.3 Die Untersuchungsproben 
Zur Durchführung eines Abstammungsgutachtens wird das Untersu-
chungsgut der betroffenen Personen benötigt. Es kommen mehrere Arten 
von Proben für die Isolierung von DNS in Frage. Die DNS hat den Vorteil, 
dass sie äußerst resistent gegenüber äußeren Einflüssen, wie beispiels-
weise Bakterien ist. Daher lässt sich diese oft noch nach mehreren Jahren 
oder sogar aus den Zellen einer Leiche nachweisen3.  
In der Fachwelt wird in der Regel Blut als Untersuchungsgut bevorzugt. 
Begründet wird dies mit der höheren analytischen Verwertbarkeit der Pro-
be und der eindeutigen Zuordenbarkeit zu einer bestimmten Person4. 
Denn eine Kanüle oder ein Gefäß mit Blut lässt sich weniger leicht aus-
tauschen als beispielsweise ein Wattestäbchen. Ausreichend ist schon 
eine geringe Menge an Blut wie etwa „ein Tropfen aus dem Ohrläpp-
                                            
1
 Vgl. Orgis, Christiane: Neue Richtlinien für die Erstattung von Abstammungsgutachten 
und die Konsequenz für den Kindschaftsprozess, in: FamRZ 2002, S. 1158 (Im Folgen-
den zitiert als „Orgis, Christiane: FamRZ 2002“). 
2
 Vgl. Fabricius, Hans-Ǻke: FPR 2002, S. 380. 
3
 Vgl. Staudinger/Rauscher, Vorbemerkungen zu §§ 1591 ff, Rn. 165. 
4
 Vgl. Geserick, Gunther: FPR 2002, S. 381. 
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chen“1, was vor allem für Kleinkinder weniger schmerzhaft ist. Die Blutent-
nahme ist in jedem Alter möglich, bei Kindern auch schon direkt nach der 
Geburt. Auch vorstellbar und äußerst unkompliziert ist die Entnahme von 
Nabelschnurblut zur Klärung der Vaterschaft. Diese Art der Blutentnahme 
bereitet dem Säugling weder Schmerzen noch ist es für diesen in irgend-
einer Weise störend.  
Auch möglich ist die Isolierung von DNS aus einem Mundschleimhautab-
strich, was oft von Billiglaboren im Internet angeboten wird. Denn für die in 
Punkt 3.6.1 näher erklärte STR-Methode benötigt man nicht zwangsweise 
Blut als Untersuchungsgut, ein Mundschleimhautabstrich ist genauso ge-
eignet2. Dabei ist allerdings darauf zu achten, dass der Hausarzt den 
Mundschleimhautabstrich nicht wie einen „Angina-Abstrich“ durchführt. 
Um ausreichend Zellen der Mundschleimhaut aus dem Mundraum zu er-
halten, muss das Wattestäbchen druckvoll an der Wangeninnenseite ent-
lang geführt werden.  
Ferner kann DNS auch aus Alltagsgegenständen isoliert werden, wie bei-
spielsweise Zigarettenkippen, Schnullern oder Haaren mit Haarwurzel3. 
Allerdings lässt sich aus solchen Proben die Identität nicht zweifelsfrei 
nachweisen, weshalb die Aussagekraft bezüglich der Herkunft des Ge-
genstandes eher kritisch betrachtet werden muss. 
 
3.3.1 Grundlagen der Zellbiologie 
In jedem Zellkern des menschlichen Organismus findet man das Erbgut 
des jeweiligen Menschen, welches Desoxyribonukleinsäure (DNS) ge-
nannt wird4. Wird die DNS eines einzigen Zellkerns aneinandergefügt, ent-
steht ein Strang von insgesamt mehr als drei Metern Länge5. Die DNS 
                                            
1
 Vgl. Orgis, Christiane: FamRZ 2002, S. 1158. 
2
 Vgl. Staudinger/Rauscher, Vorbemerkungen zu §§ 1591 ff, Rn. 168. 
3
 Vgl. Brodersen, Kilian/Anslinger, Katja/Rolf, Burkhard: DNA-Analyse und Strafverfahren, 
Rechtliche und biologische Grundlagen der DNA-Analyse, München 2003, S. 92, Rn. 
203, S. 102, Rn. 227-230 (Im Folgenden zitiert als „Brodersen, Kilian: DNA-Analyse und 
Strafverfahren“). 
4
 Vgl. Fabricius, Hans-Ǻke: FPR 2002, S. 378. 
5
 Vgl. Keller, Christoph: Der genetische Fingerabdruck, S. 17. 
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besteht im Zellkern aus 46 Chromosomen, welche zum einen aus 22 
gleichartigen Chromosomenpaaren, den sogenannten Autosomen beste-
hen. Zum anderen vervollständigen zwei, bei Männern und Frauen unter-
schiedliche Geschlechtschromosome den Chromosomensatz eines Men-
schen. Während Männer über ein X- und ein Y-Chromosom verfügen, be-
stehen die Geschlechtschromosome bei Frauen aus zwei X-
Chromosomen1. Abbildung 2 zeigt ein Karyogramm, welches den voll-
ständigen  Chromosomensatz des Mannes mit 22 Chromosomenpaaren 







Die einzigen Zellen im Körper, die keinen doppelten Chromosomensatz, 
sondern insgesamt nur 23 Chromosome beinhalten sind die Eizelle der 
Frau bzw. die Spermazelle des Mannes. Bei der Befruchtung verschmilzt 
die Ei- mit der Spermazelle zu einer Zelle, sodass ein doppelter Chromo-
somensatz entsteht. Folglich besteht die DNS des Kindes jeweils zu glei-
chen Teilen aus dem Erbgut der Mutter und dem des Vaters, also ein Satz 
                                            
1
 Vgl. Speich, Norbert/Grzeschik, Karl-Heinz: Automatische genetische Analytik, in: Mer-
tes,Günter/Schäfer, Thomas/Schild, Thomas, u.a. (Hrsg.), Weinheim u.a. 1997, S. 166 
(Im Folgenden zitiert als „Verfasser: Automatische genetische Analytik“). 
Abb. 2 Karyogramm des Mannes 
Quelle: http://www.humangenetik-hannover.de/02_beratung/02_cytogenetik/00_cytogenetik.html, 
(05.01.2010), vgl. Anhang: Anlage 4, S. X-4 
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von 23 Chromosomen von der Mutter und ein Satz von 23 Chromosomen 
von dem Vater1. Diese Tatsache bildet die Grundlage für alle Abstam-
mungsgutachten. 
 
3.3.2 Struktur der DNS 
Die einzelnen Chromosome bestehen aus einem um die eigene Achse 
gedrehten DNS-Doppelstrang mit der Struktur eines Doppelhelixes. Der 
Doppelhelix ist wiederum in sich verschlungen und formt auf diese Weise 
das Chromosom. Erstmals wurde die Struktur der DNS im Jahre 1953 
durch James Watson und Francis Crick entdeckt2. Die Form der DNS so-
wie das dazu gehörende Chromosom werden vereinfacht in Abbildung 3 
veranschaulicht. 
 
   Abb. 3 Chromosom mit DNS-Struktur 
 




Die einzelnen DNS-Stränge sind durch die Basen Adenin (A), Thymin (T), 
Guanin (G) und Cytosin (C) miteinander verbunden. Dabei ketten sich 
ausschließlich die Basen A und T bzw. die Basen G und C aneinander. 
                                            
1
 Vgl. Brodersen, Kilian: DNA-Analyse und Strafverfahren, S. 100, Rn. 223. 
2
 Vgl. Domdey, Horst: Genomanalyse, S. 14. 
Chromosom 
Doppelhelixstruk-
tur der DNS 
Quelle: http://www.physiologie-online.com/ana_site/physi001.html, (05.01.2010), vgl. Anhang: Anlage 5, 
 S. X-10 
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Ein kurzer, beispielhafter Abschnitt eines DNS-Doppelstrangs mit den sich 
gegenüberliegenden Basen wird in Abbildung 4 vereinfacht dargestellt. 
 
 
- T A G A C T - 
- A T C T G A -   
 
 
Auf diese Weise entsteht bei jedem Menschen eine individuelle Reihenfol-
ge der Basen, die den einzelnen Organismus einzigartig und dadurch un-
verwechselbar macht1. Die Wahrscheinlichkeit, dass diese Reihenfolge bei 
zwei Personen exakt identisch ist, hat ungefähr einen Wert von 1:10 Milli-
onen2. Die einzige Ausnahme zu diesem Grundsatz sind eineiige Zwillin-
ge, welche eine exakt gleiche genetische Information besitzen. Eineiige 
Zwillinge haben deshalb eine identische DNS, da sich die Eizelle nach der 
Befruchtung noch einmal geteilt hat. Bei zweieiigen Zwillingen wurden 
zwei verschiedene Eizellen befruchtet3.  
Es ist jedoch im menschlichen Organismus auch möglich, dass sich durch 
diverse Vorgänge in der Zelle einzelne Basen der DNS austauschen 
(Punktmutation), wegfallen (Deletion) oder auch hinzukommen (Insertati-
on). Die Folge dessen ist, dass sich die Reihenfolge der Basen und somit 
logischerweise auch die DNS ändert. Eine solche bleibende Abwandlung 
wird als Mutation bezeichnet. Innere Einflüsse wie die Wirkungen von Tu-
mormedikamenten oder äußere Einflüsse wie radioaktive Strahlung kön-
nen Mutationen hervorrufen, häufiger treten diese allerdings bei der Ent-
stehung der Ei- bzw. der Samenzelle auf4. Die Auswirkung einer Mutation 
hängt von der Stelle der DNS ab, an welcher sie vorkommt. So kann sie 
                                            
1
 Vgl. Domdey, Horst: Genomanalyse, S. 14. 
2
 Vgl. Keidel/Engelhardt, § 178, Rn. 4. 
3
 Vgl. Brodersen, Kilian: DNA-Analyse und Strafverfahren, S. 100,101, Rn. 224. 
4
 Vgl. Fabricius, Hans-Ǻke: FPR 2002, S. 379, 380. 
Abb. 4 Kurzer Abschnitt eines DNS-Doppelstrangs 
Quelle: Schmidtke, Jörg: Genmedizin und Recht, S. 412, Rn. 1039 
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beispielsweise gar keine Folgen haben oder aber sie kann den Phänotyp 
eines Menschen verändern1. 
 
3.4 Analysemethoden 
Findet die Probenentnahme extern statt, also im Gesundheitsamt oder bei 
einem Arzt, so gelangt das Untersuchungsgut per Post in das entspre-
chende Labor. Sobald die Proben im Labor angekommen sind, kann der 
Gutachter mit der Abstammungsbegutachtung beginnen. In der heutigen 
Zeit gibt es verschiedene und ebenso bewährte Methoden, um eine Ver-
wandtschaftsbeziehung zu klären. Nachstehend werden nun zwei moder-
ne Verfahren der Gentechnik, nämlich die STR- und die RFLP-Methode 
genauer erläutert. Diese DNS-Verfahren gelten heutzutage als äußerst 
effizient und sicher2.  
 
3.4.1 Die STR-Methode 
Nach der Isolierung der DNS aus der Untersuchungsprobe führt man die 
sogenannte Polymerase Chain Reaction (PCR) durch. Karry Mullis entwi-
ckelte in den Jahren 1983 und 1984 diese Analysetechnik, wofür ihm im 
Jahre 1993 der Nobelpreis verliehen wurde3. Mit dieser Methode ist es 
möglich, innerhalb weniger und kontrollierter Arbeitsschritte bestimmte 
DNS-Sequenzen in kurzer Zeit in vitro um ein Vielfaches zu vermehren4. 
Hierzu werden Short-Tandem-Repeats (STR) verwendet, dies sind kurze 
und sich wiederholende Abschnitte der DNS. Im gesamten genetischen 
Material nehmen die STR etwa 3% ein, was sich insgesamt auf eine 
Summe von über einer Million solcher STR beläuft5. Nach der Durchfüh-
rung der PCR werden die daraus entstandenen Sequenzwiederholungen 
der STR betrachtet und nachgewiesen. Ausschlaggebend ist, dass die 
                                            
1
 Vgl. Brodersen, Kilian: DNA-Analyse und Strafverfahren, S. 95, Rn. 206. 
2
 Vgl. Fabricius, Hans-Ǻke: FPR 2002, S. 377. 
3
 Vgl. Orgis, Christiane: FamRZ 2002, S. 1157. 
4
 Vgl. Schild, Thomas: Automatische genetische Analytik, S. 19. 
5
 Vgl. Brodersen, Kilian: DNA-Analyse und Strafverfahren, S. 98, Rn. 216,217. 
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Eltern die Anzahl der Wiederholungen an das Kind vererben, weshalb 
man die Ergebnisse miteinander vergleichen und folglich Rückschlüsse 
auf die Vaterschaftswahrscheinlichkeit ziehen kann.1 Heutzutage lässt sich 
die STR-Methode größtenteils automatisch durchführen. Aus diesem 
Grund können die Bearbeitungskosten gesenkt und ein Gutachten relativ 
günstig angeboten werden2. Allerdings ist es trotz der niedrigen Preise 
wichtig ein seriöses Institut zu beauftragen, das eine einwandfreie Begut-
achtung gewährleistet. 
 
3.4.2 Die RFLP-Methode 
Neben der STR-Methode gibt es auch noch die Möglichkeit die DNS mit-
hilfe der RFLP-Methode (Restriktions-Fragment-Längen-Polymorphismus) 
zu analysieren. Dieses Verfahren ist äußerst polymorph, das heißt, es 
können wesentlich mehr unterschiedliche Merkmale als bei der STR-
Methode untersucht und ausgewertet werden. Allerdings ist die Ausfüh-
rung sehr teuer, da sie mehr Zeit und Personal in Anspruch nimmt3. Somit 
ist die RFLP-Methode nicht mehr rentabel für die Institute, weshalb dieses 
Analyseverfahren nur noch selten zur Anwendung kommt4. 
 
3.5 Das Ergebnis 
Wenn nun die DNS-Analyse zu einem Ergebnis gekommen ist, erstellt das 
Begutachtungsinstitut einen Befund, der an die Betroffenen weitergeleitet 
wird. Da die gängigste Analysemethode das STR-Verfahren ist, wird im 
Folgenden die Darstellung des STR-Ergebnisses erläutert. Das Ergebnis 
wird in der Regel tabellarisch dargestellt; in der ersten Spalte sind alle un-
tersuchten STR-Systeme aufgeführt und in den folgenden Spalten das 
                                            
1
 Vgl. Fabricius, Hans-Ǻke: FPR 2002, S. 378, 379. 
2
 Vgl. Ritter, Horst/Martin, Wolfgang: Stellungnahme zum Beweiswert von DNA-Systemen 
in der Abstammungsbegutachtung, in: JAmt (DAVorm) 2001,S. 166 (Im Folgenden zitiert 
als „Ritter, Horst: JAmt 2001“). 
3
 Vgl. Orgis, Christiane: FamRZ 2002, S. 1158. 
4
 Vgl. Fabricius, Hans-Ǻke: FPR 2002, S. 378.  
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jeweilige Ergebnis von der Mutter, dem Kind und dem möglichen Vater. 
Die letzte Spalte der Tabelle gibt das Merkmal an, welches der Mann ha-
ben müsste, um der biologische Vater des Kindes sein zu können. Mittels 
dieser Spalte soll den Betroffenen geholfen werden, das Ergebnis besser 
verstehen und nachvollziehen zu können. Ein solcher Befund könnte bei-
spielsweise wie folgt aufgebaut werden: 
 
 
STR-System Mutter Kind Mann Obligate väter-
liche Merkmale 
     
D3S1358 17-18 15-18 15 15 
THO1 6 6 6-9 6 
 
 
Die Bezeichnungen der unterschiedlichen STR-Systeme beschreiben die 
genaue Lokalisierung der einzelnen Systeme auf den entsprechenden 
Chromosomen1. Die Zahlen, die in der Spalte unter dem jeweiligen Betrof-
fenen stehen, geben die Anzahl der Sequenzwiederholungen an. Wie in 
Punkt 3.6.1 erläutert, werden diese Wiederholungen von den Eltern an 
das Kind weitergegeben. Im STR-System „D3S1358“ besitzt das Kind die 
Merkmale 15 und 18 Wiederholungen, welche man zuerst mit den Wie-
derholungen der Mutter vergleicht. Das Merkmal 18 Wiederholungen 
stammt von der Mutter. Somit muss der mögliche Vater das Merkmal 15 
Wiederholungen haben, was auch die letzte Spalte „obligate väterliche 
Merkmale“ angibt. Nach der Auswertung der ersten beiden STR-Systemen 
könnte der Mann der biologische Vater des Kindes sein. Allerdings ist die 
oben aufgeführte Tabelle nur ein kleiner Ausschnitt eines vollständigen 
Befundes. Die Untersuchung von nur zwei verschiedenen STR-Systemen 
ist nicht ausreichend. Je mehr Systeme untersucht werden, desto höher 
ist die resultierende Wahrscheinlichkeit. Entweder bestätigt das Ergebnis 
                                            
1
 Vgl. Brodersen, Kilian: DNA-Analyse und Strafverfahren, S. 98, Rn. 218. 
Quelle: Ausschnitt aus dem im Anhang: Anlage 6, S. X-11 angehängten Befund 
Abb. 5: Beispiel für den Aufbau eines Befundes 
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die Vaterschaft mit einem Wert, der nahezu 100% beträgt oder es schließt 
den Vater zu 100% aus. Aus mathematischen Gründen lässt sich die posi-
tive Vaterschaft nicht zu 100% nachweisen, da die Aussage auf der Wahr-
scheinlichkeitsrechnung basiert. Allerdings ist ein Wert von mindestens 
99,9% überzeugend und die Vaterschaft gilt als „praktisch erwiesen“1. Der 
Vaterschaftsausschluss ist eine Tatsache und unterliegt deshalb keiner 
Wahrscheinlichkeit. 
 
4 Richtlinien für die Erstattung von Abstam-
mungsgutachten 
Durch die zunehmende Präsenz der Frage der Vaterschaft im Fernsehen 
oder in den Printmedien rückt die Abstammungsbegutachtung seit Jahren 
immer stärker in das Blickfeld der Öffentlichkeit. So lässt sich schon auf 
einigen TV-Sendern um die Mittagszeit verfolgen, welcher der Männer 
schlussendlich der Vater des Kindes ist. Nicht zuletzt aufgrund solcher 
Sendungen haben Institute, die größtenteils via Internet ein günstiges 
Gutachten für Privatpersonen anbieten, Hochkonjunktur. Da liegt es natür-
lich nahe, dass viele Anbieter aus Wettbewerbsgründen die Preise soweit 
drücken, dass die Qualität der Begutachtung leidet, wenn nicht gar verlo-
ren geht. Dieser drohende Qualitätsverlust war der Anlass für das Robert-
Koch-Institut zusammen mit der Bundesärztekammer die Richtlinien 2002 
(vgl. Anhang: Anlage 7, S. X-12 bis X-14) zu erlassen. Sie sind im März 
2002 in Kraft getreten und ersetzen somit alle bisherigen und in den Jah-
ren zuvor erlassenen Richtlinien2. 
 
4.1 Schwerpunkte der Richtlinien 2002 
Der Zweck eines Abstammungsgutachtens ist nach Punkt 1 der Richtlinien 
2002 „eine vermutete Verwandtschaftsbeziehung festzustellen oder aus-
                                            
1
 Vgl. BGH, FamRZ 2006, S. 1745, 1746, 1747. 
2
 Vgl. Orgis, Christiane: FamRZ 2002, S. 1157. 
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zuschließen“. Folglich sind von den Richtlinien 2002 neben den „üblichen“ 
Vaterschaftsklärungen auch die Defizienzfälle eingeschlossen. Um diesen 
Zweck zu erfüllen, geben die Richtlinien 2002 konkrete Vorgaben zur 
Durchführung eines Abstammungsgutachtens an. Außerdem legen die 
Richtlinien 2002 neben den Vorschriften über den Ablauf auch in vielen 
Punkten großen Wert auf einen hohen Qualitätsstandard innerhalb der 
Institute, um dem aktuellen Stand der Wissenschaft und Technik gerecht 
zu werden. Die wesentlichen Punkte werden nachstehend herausgearbei-
tet und erläutert. 
 
4.1.1 Die Identitätssicherung und die Untersuchungsproben 
Während viele der Billiglabore das Untersuchungsgut ohne Identitäts-
nachweis analysieren, schreiben die Richtlinien 2002 zum einen in Punkt 
2.1 die Einwilligung der Personen in die Untersuchung und zum anderen 
in Punkt 2.2 konkrete Nachweise zur Sicherung der Identität vor. So müs-
sen die Betroffenen die wichtigsten persönlichen Daten angeben, sowie 
einen gültigen, amtlichen Lichtbildausweis vorlegen. Durch Fingerabdrü-
cke oder zusätzliche Lichtbilder können die Daten ergänzt werden. Eine 
Dokumentierung der Identitätsnachweise ist zwingend vorgeschrieben. Als 
Untersuchungsgut wird unter Punkt 2.3 der Richtlinien 2002 die Blutprobe 
befürwortet und nur in begründeten Ausnahmefällen ein Mundschleim-
hautabstrich zugelassen. Ein Ausnahmefall liegt beispielsweise bei Perso-
nen mit Blutgewinnungskrankheiten vor1. Von Säuglingen kann direkt nach 
der Geburt Blut abgenommen werden. Proben aus Alltagsgegenständen, 
wie Schnullern oder Kaugummi werden nicht in den Richtlinien 2002 auf-
geführt und sind somit auch nicht von diesen anerkannt. Begründet wird 
die Bevorzugung der Blutprobe mit den „maximalen Analysemöglichkei-
ten“, die eine solche aufweist.  
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 Vgl. Geserick, Gunther: FPR 2002, S. 381. 
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4.1.2 Die Analytik 
Für Diskussionen in der Fachwelt sorgte die unter Punkt 2.4 beschriebene 
Analytik. Hier sind vier verschiedene Analysemethoden aufgeführt, näm-
lich das Blutgruppengutachten, das HLA-System und die STR- sowie die 
RFLP-Methode. Die DNS-Verfahren werden im Vergleich zu den klassi-
schen Analysemethoden (HLA-System und Blutgruppengutachten) als 
modern angesehen und wurden in früheren Richtlinien noch nicht aufge-
führt1. Insbesondere durch die Gleichstellung aller vier Untersuchungsme-
thoden und die Möglichkeit die einzelnen Systeme allein anzuwenden, 
wurde ein Qualitätsverlust befürchtet. Denn eine Kombination aus den 
verschiedenen Untersuchungsmethoden kann zu einem noch höheren 
Aussagewert des Ergebnisses führen2. Allerdings haben sich die einzel-
nen Systeme im forensischen und kriminaltechnischen Bereich als sicher 
und zuverlässig erwiesen. In diesem wissenschaftlichen Gebiet wird vor 
allem die STR-Methode seit Jahren erfolgreich angewandt3. Erwähnens-
wert ist aber auch, dass Punkt 2.4.1 neben der alleinigen auch von der 
„bedarfsgerechte(n) Anwendung in beliebiger Zusammensetzung“ der ver-
schiedenen Analysemethoden spricht. Folglich entscheidet der jeweilige 
Gutachter ob und wann er die verschiedenen Methoden kombiniert, um 
etwaige Zweifel am Ergebnis zu beseitigen. Es müssen also die einzelnen 
Analyseverfahren nicht allein eingesetzt werden, sie zu kombinieren liegt 
im Ermessen des Gutachters.  
Um ein Abstammungsgutachten in seinem Ergebnis noch sicherer zu ma-
chen, beschreibt Punkt 2.4.2.1 der Richtlinien 2002 eine weitere Vorgabe. 
Demnach müssen „mindestens zwölf voneinander unabhängige Loci auf 
mindestens zehn verschiedenen Chromosomen“ untersucht werden. Unter 
einem Locus versteht man ein einzelnes System, also beispielsweise ein 
bestimmtes STR auf einem Chromosom4. Logischerweise verfestigt sich 
die Aussagekraft des Ergebnisses mit der steigenden Anzahl begutachte-
                                            
1
 Vgl. Orgis, Christiane: FamRZ 2002, S. 1157. 
2
 Vgl. Geserick, Gunther: FPR 2002, S. 382. 
3
 Vgl. Brodersen, Kilian: DNA-Analyse und Strafverfahren, S. 98, Rn. 215. 
4
 Vgl. BGH FamRZ 2006, S. 1745, 1749. 
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ter Systeme. Somit soll mithilfe der Richtlinien 2002 verhindert werden, 
dass Institute weniger als zwölf Systeme untersuchen und so zu keinem 
hinreichenden Ergebnis gelangen.  
Auch erwähnenswert ist Punkt 2.6.1 der Richtlinien 2002. Hiernach erlau-
ben „drei oder mehr Ausschlusskonstellationen auf verschiedenen Chro-
mosomen“ die Aussage, dass die Abstammung vom möglichen Vater 
ausgeschlossen ist. Das bedeutet, wenn in einem Befund mindestens drei 
STR-Systeme nicht mit den obligaten Merkmalen des Vaters übereinstim-
men, dann ist es zulässig die Vaterschaft auszuschließen. Sollte nur ein 
STR nicht übereinstimmen, dann könnte der Grund hierfür eine Mutation 
und der Putativvater trotzdem der Vater sein. Die Vaterschaft gilt ab einem 
Mindestaussagewert von 99,9% nach Punkt 2.6.2 der Richtlinien 2002 als 
„praktisch erwiesen“. 
 
4.1.3 Das Qualitätsmanagement 
Hohe Anforderungen werden nicht nur an das Verfahren der Begutach-
tung gestellt, auch der Leiter eines Instituts muss nun Vorkehrungen zur 
Qualitätskontrolle und -sicherstellung in seinem Laboratorium treffen1. Mit-
hilfe des Qualitätsmanagements soll der Laborleiter also gewährleisten, 
dass die Bestimmungen der Richtlinien 2002 beachtet und auch erfüllt 
werden. Hierzu ist es gemäß Punkt 3.4 der Richtlinien 2002 notwendig, 
Regelungen zu Standardarbeitsanweisungen zu treffen und diese „regel-
mäßig an den Stand der Technik“ anzupassen. Die Standardarbeitsanwei-
sung muss genaue Vorgaben zu den Proben (Punkt 3.4.1), der Analytik 
(Punkt 3.4.2) und der Biostatistik (Punkt 3.4.3) enthalten. Die Verantwortli-
chen müssen eigenständig die Umsetzung der Bestimmungen in gewissen 
Abständen kontrollieren und wenn nötig verbessern. Überdies ist aber 
auch vorgeschrieben, dass regelmäßige Kontrollen von externen und an-
erkannten Institutionen durchgeführt werden. Durch die externe Beaufsich-
tigung soll die Einhaltung der Richtlinien 2002 zusätzlich sichergestellt 
                                            
1
 Vgl. Geserick, Gunther: FPR 2002, S. 382. 
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werden. Die Einführung eines Qualitätsmanagements ist als positiv anzu-
sehen, da eine solche Vorgabe in früheren Richtlinien nicht aufgeführt 
wurde1. 
 
4.1.4 Der Sachverständige 
Durch die Vorgaben in Punkt 4 der Richtlinien 2002 soll unseriösen Gut-
achtern Einhalt geboten werden2. Der Sachverständige des Instituts muss 
nämlich bestimmte Qualifikationen vorweisen, um ein Abstammungsgut-
achten erstellen zu dürfen. So fordern die Richtlinien 2002, dass der 
Sachverständige entweder approbierter Arzt ist oder einen Diplom-
Studiengang erfolgreich durchlaufen hat, in welchem „fundierte humange-
netische Kenntnisse vermittelt wurden“. Weiter muss der Gutachter eine 
mindestens dreijährige Ausbildung vorweisen, die er im Gebiet der Ab-
stammungsbegutachtung absolviert hat. In diesem Zusammenhang wird 
auch verlangt, dass „mindestens 50 Abstammungsgutachten“ unter Auf-
sicht eines Sachverständigen erstellt und einschlägige Publikationen in 
diesem Gebiet veröffentlicht wurden. Außerdem ist es nicht ausreichend, 
wenn der Gutachter nur eine Analysemethode beherrscht. Im Bereich der 
Billiglabore wird oft nur ein Gutachten, das mit der STR-Methode erstellt 
wird, angeboten. Laut den Richtlinien 2002 muss der Sachverständige 
allerdings mindestens zwei Verfahren anwenden können. Der Grund hier-
für ist auch, dass unter Punkt 2.4.1 der Richtlinien 2002 von einer be-
darfsgerechten Anwendung der verschiedenen Analysemethoden gespro-
chen wird. Bei Zweifeln kann also das Ergebnis mit einem anderen Ver-
fahren kontrolliert oder verfestigt werden. Sollte ein Gutachter nur eine 
Methode beherrschen, ist eine Absicherung nicht ausreichend möglich 
und es kann nicht entsprechend den Richtlinien 2002 gehandelt werden. 
 
                                            
1
 Vgl. Muche, Matthias/Zang, Klaus: Kritische Stellungnahme zu den Richtlinien für die 
Erstattung von Abstammungsgutachten, in: FamRZ 2003, S. 77 (Im Folgenden zitiert als“ 
Muche, Matthias: FamRZ 2003“). 
2
 Vgl. Geserick, Gunther: FPR 2002, S. 382. 
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4.2 Bedeutung für die Praxis 
Wie bereits erwähnt wurden die Richtlinien 2002 durch die Bundesärzte-
kammer und das Robert-Koch-Institut aufgestellt. Das Robert-Koch-Institut 
unterstützt das Bundesministerium für Gesundheit in seinen Aufgaben und 
ist zu diesem eine untergeordnete Behörde, weshalb  die Richtlinien 2002 
nicht unerhebliche Bedeutung für die Institute erlangen. Das macht die 
Richtlinien 2002 offiziell und auch seriös. Allerdings ist zu beachten, dass 
zwischen den Richtlinien 2002 und den Instituten keine rechtliche Bindung 
besteht, da sie kein förmlich erlassenes Gesetz sind1. Wenn aber ein 
DNS-Gutachten unter Berücksichtigung der Vorgaben der Richtlinien 2002 
erstellt wurde, ist es als ein geeignetes Beweismittel im Vaterschaftsfest-
stellungsverfahren anzusehen. Dies beinhaltet die Anerkennung der STR- 
sowie der RFLP-Methode als jeweils geeignete und selbstständige Me-
thoden und die Mindestanzahl von zwölf zu untersuchenden Systemen 
genauso wie die Bevorzugung einer Blutprobe als Untersuchungsgut zur 
Klärung der Abstammung. Hierzu ist allerdings vor allem auch die Einfüh-
rung des Qualitätsmanagements und die Qualifizierung des Gutachters im 
jeweiligen Institut zu beachten und erforderlich2. Trotz einem Abstam-
mungsgutachten, das die Vaterschaft zu mindestens 99,9% nachweist, 
müssen alle weiteren Beweise wie Zeugenaussagen zusätzlich entspre-
chend gewürdigt werden3.  
Zusammenfassend ist also festzuhalten, dass sich die Institute nicht zwin-
gend an die Richtlinien 2002 halten müssen. Soll das Gutachten allerdings 
prozessual verwertbar sein, ist es nötig die Bestimmungen der Richtlinien 
2002 umzusetzen und einzuhalten. Ein von einem Billiglabor ohne Beach-
tung der Richtlinien 2002 erstelltes Abstammungsgutachten, kann den 
Betroffenen als erste Orientierung bezüglich der Vaterschaft dienen. 
Kommt es jedoch zu einem gerichtlichen Verfahren, so muss der Richter 
diesen Abstammungsbefund nicht als geeignetes Beweismittel anerken-
                                            
1
 Vgl. Staudinger/Rauscher, Vorbemerkungen zu §§1591 ff, Rn. 79, 80. 
2
 Vgl. BGH FamRZ 2006, S. 1745, 1747, 1749. 
3
 Vgl. Wellenhofer, Marina: Anmerkung zur Entscheidung des BGH vom 03.05.2006, in: 
FamRZ 2006, S. 1750 (Im Folgenden zitiert als „Wellenofer, Marina: FamRZ 2006“). 
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nen. Folglich müsste dann ein Zweitgutachten herangezogen werden. 
Dies kann beispielsweise der Fall sein, wenn aufgrund eines mit Anspruch 
aus § 1598a BGB eingeholten Gutachtens die Vaterschaft angefochten 
wird. Dieses begründet den erforderlichen Anfangsverdacht1. Der Auftrag-
geber hat bezüglich des Labors die freie Wahl. Wurde dieses Gutachten 
allerdings von einem unseriösen Billiglabor durchgeführt wird dieses unter 
Umständen nicht vom Gericht als verwertbares Beweismittel anerkannt. 
Es ist also sinnvoller, das Abstammungsgutachten entsprechend den Vor-
gaben der Richtlinien 2002 anfertigen zu lassen. Denn wenn der Richter 
entsprechend § 177 Abs. 2 FamFG in Verfahren nach § 169 Nr. 1 und Nr. 
4 FamFG das Gutachten für glaubhaft und richtig erachtet, kann er auf die 
Einholung eines separaten Sachverständigengutachtens verzichten. 
 
5 Fehlerquellen in der Abstammungsbegutachtung 
Trotz des hohen wissenschaftlichen Fortschritts in der Humangenetik kön-
nen Fehler während der Begutachtung durchaus auftreten. Denn die Ana-
lyse wird neben hochmodernen technischen Geräten immer noch zu gro-
ßen Teilen von Menschen durchgeführt. Probleme treten aber nicht nur 
durch Unachtsamkeiten auf, auch Geldgier und Betrügereien von unseriö-
sen Instituten können zu falschen Ergebnissen der Gutachten führen. Al-
lerdings ist es denkbar und auch realisierbar solche kritischen Problemfel-
der um ein Vielfaches einzuschränken. Anschließend werden die mögli-
chen Fehlerquellen herausgearbeitet und umsetzbare Lösungsmöglichkei-
ten zur Vermeidung und Umgehung entwickelt. 
 
5.1 Fehlender oder falscher Identifikationsnachweis 
Einen großen Risikofaktor in der Abstammungsbegutachtung stellen feh-
lende oder sogar falsche Identifikationsnachweise dar. Bis zum gesetzli-
chen Verbot heimlicher Vaterschaftstests konnten Schnuller oder Kau-
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 Schwab, Dieter: FamRZ 2008, S. 25. 
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gummis ohne das Wissen der Betroffenen in ein Labor geschickt werden. 
Somit war es zweifelhaft, ob die Probe dann tatsächlich von der zu unter-
suchenden Person stammt1. Nun sind Gutachten ohne Einwilligung und 
Aufklärung gesetzlich verboten, das Risiko kann jedoch trotzdem fortbe-
stehen. Dabei muss zwischen einem fehlenden Identifikationsnachweis 
und einem falschen unterschieden werden.  
Bei einem falschen Nachweis gibt nicht der Betroffene selbst, sondern ein 
anderer für diesen die Probe ab. Sollten sich die Betroffenen für ein Ab-
stammungsgutachten entscheiden, so können die Untersuchungsproben 
entweder im jeweiligen Institut, im Gesundheitsamt oder beim Hausarzt 
abgenommen werden. Allerdings müssen sich die beteiligten Personen 
nicht am gleichen Tag und in der gleichen Einrichtung treffen. Leben der 
vermeintliche Vater und die Mutter weit voneinander entfernt, ist es wahr-
scheinlich, dass beide Parteien zu unterschiedlichen Ärzten gehen. 
Schickt nun der zu überprüfende Mann seinen Bruder, der ihm ähnlich 
sieht zur Probenentnahme, so könnte dieser Betrug unentdeckt bleiben, 
wenn kein zweites Gutachten erstellt wird2. Zwar muss der Identifikations-
nachweis vorgezeigt werden, die Lichtbilder sind allerdings oft mehrere 
Jahre alt. Außerdem sind sich der Arzt im Gesundheitsamt und der mögli-
che Vater vorher mit hoher Wahrscheinlichkeit nie begegnet. Der Frau fällt 
der Irrtum nicht auf, da sie in ihrer Nähe ihre Untersuchungsprobe ent-
nehmen lässt. Genauso problematisch kann es sein, wenn der eineiige 
Zwilling zur Probenentnahme kommt. Wie in Punkt 3.3 beschrieben haben 
eineiige Zwillinge eine identische DNS, somit lässt sich nicht nachweisen 
welcher der beiden der tatsächliche Vater des Kindes ist.  
Zu einem fehlenden Nachweis kommt es bei der Inauftraggabe eines Gut-
achtens ohne die Zustimmung und Kenntnis der Beteiligten. So kann das 
Gutachten zweifelhaft sein, wenn ein Billiglabor via Internet beauftragt 
wird. Ein Billiglabor mit Sitz im Ausland umgeht die strengen aber sinnvol-
                                            
1
 Vgl. BGH, FamRZ 2005, S. 340. 
2
 Vgl. Kunz, Martin/Glahn, Lucia: Ganz der Papa?, Internetabruf am 26.01.2010: 
http://www.focus.de/wissen/wissenschaft/vaterschaftstest-ganz-der-papa_aid_191086.ht 
ml, vgl. Anhang: Anlage 8, S. X-17. 
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len Vorschriften in Deutschland. Genauso kann auch die Unterschrift auf 
der Einwilligungserklärung gefälscht werden. So ist es möglich ohne die 
Einholung der Zustimmung eine Probe wie einen Kaugummi in das Labor 
zu schicken. Ein solches Vergehen greift massiv in das Grundrecht der 
informationellen Selbstbestimmung ein. Es führt zu einem unrichtigen 
Gutachten und spiegelt somit nicht die Tatsachen wieder. 
 
5.2 Lösungsvorschlag 
Wird die Vaterschaft anhand eines negativen Abstammungsbefundes an-
gezweifelt, der ohne Identifikationsnachweis erstellt wurde, so ist dieser 
auf jeden Fall in Frage zu stellen. Denn nur mithilfe einer Identifikations-
prüfung lassen sich auch zuverlässige und wahrheitsgetreue Befunde 
erstellen1. Auch die Richtlinien 2002 schreiben in Punkt 2.2 genau vor, 
anhand welcher Daten sich jeder der zu untersuchenden Personen aus-
weisen muss. Wenn eine solche Identitätsprüfung nicht wenigstens mit 
einem amtlichen Ausweis einschließlich Lichtbild stattgefunden hat, ist es 
berechtigt, dem Gutachten keine größere Bedeutung zuzumessen. Der 
fehlende Identifikationsnachweis begründet verständliche und nachvoll-
ziehbare Zweifel an der Seriosität des Labors. Folglich darf einem solchen 
Befund nicht blind vertraut werden. Es ist zu empfehlen ein Abstam-
mungsgutachten erstellen zu lassen, welches die Vorgaben der Richtlinien 
2002 in Punkt 2.2 genau einhält. Somit werden das Einverständnis und die 
Einwilligung aller Parteien gewährleistet und das Ergebnis erlangt glaub-
haften Charakter. 
Zusätzlich ist auch zu unterscheiden, dass die Identitätssicherung bei per 
Post zugesandten Mundschleimhautabstrichen nicht so sicher ist, wie eine 
Blutentnahme beim Arzt oder im Labor. Es ist also ratsam für die zu unter-
suchenden Personen grundsätzlich Blut als Untersuchungsprobe zu wäh-
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len. Auf diese Weise kann die Identitätssicherung erleichtert und das Feh-
lerrisiko verringert werden1. 
Durch den falschen Identifikationsnachweis kommt es zu einer kompletten 
Verfälschung des Ergebnisses. Wenn die Frau sich sicher ist, dass sie im 
Zeitraum der Empfängnis nur einem Mann beigewohnt hatte, ist dieser 
Befund zunächst unverständlich. Die Richtlinien 2002 machen zur Verhin-
derung einer solchen Täuschung einen konkreten Vorschlag. Demnach 
sollen neben der amtlichen Ausweisung noch Lichtbilder gemacht 
und/oder Fingerabdrücke genommen werden. Dies würde zur Klärung we-
sentlich beitragen. Allerdings ist dies nicht zwingend vorgeschrieben und 
kann deshalb als nicht notwendig angesehen werden, sollten keine Be-
denken an der Identität bestehen. Zwar werden die Identitätsprüfung so-
wie Auffälligkeiten dokumentiert und die Richtlinien 2002 fordern in Punkt 
2.2 auch die Aufklärung bei Zweifeln, wenn aber kein zusätzliches Licht-
bild oder Fingerabdrücke vorhanden sind, ist dies wenig hilfreich. Es ist 
daher ratsam die Erstellung zusätzlicher Lichtbilder und die Abnahme von 
Fingerabdrücken in jedem Fall zwingend vorzuschreiben. Vor allem durch 
die Erstellung von Lichtbildern vor Ort können sich schwierige Sachverhal-
te leichter aufklären lassen. Die Frau wird den Mann im Normalfall auf 
dem Bild wieder erkennen oder ausschließen können. Auch die Finge-
rabdrücke sind sinnvoll, da diese wie das DNS-Profil bei jedem Menschen 
unterschiedlich sind. Sollte die Frau den Mann nicht zweifelsfrei auf einem 
Bild identifizieren können, so klären Fingerabdrücke den Sachverhalt mit 
Sicherheit auf. Weiter ist es sinnvoll, die betroffenen Personen zur Pro-
benentnahme am gleichen Ort und zur gleichen Zeit zu versammeln. Nur 
in begründeten Ausnahmefällen wie beispielsweise zu hoher Anfahrtskos-
ten oder ähnlichem könnte darauf verzichtet werden. Hierdurch würde die 
Möglichkeit der Täuschung wesentlich verringert werden und auch ab-
schrecken, da eine zu große Gefahr bestünde erkannt zu werden. 
 
                                            
1
 Vgl. Ritter, Horst: JAmt 2001, S. 167. 
39 
5.3 Verunreinigtes Probenmaterial 
Eine verunreinigte Untersuchungsprobe kann zu einer erschwerten Be-
gutachtung, wenn nicht gar zu einem falschen Ergebnis führen. Die Kon-
taminierung von Blut mit fremdem Blut kann zum Beispiel bei der Entnah-
me von Nabelschnurblut geschehen. In einem solchen Fall mischt sich 
eine kleinere Menge vom Blut der Mutter unter das Nabelschnurblut des 
Kindes. Zu einer Verfälschung des Befundes führt dies jedoch nicht. Denn 
generell liegen DNS-Proben von dem Kind, dem möglichen Vater und der 
Mutter vor. Somit können die mütterlichen Spuren im Blut von denen des 
Kindes unterschieden werden, da im Institut eine Probe der Mutter zum 
Vergleich herangezogen werden kann. Hier erweist sich die Kontaminie-
rung als nicht störend, da sie zuordenbar ist.  
Problematisch wird es, wenn man die fremde DNS keinem der Beteiligten 
zuordnen kann. Dies kann beispielsweise im Falle von Wattestäbchen 
passieren, welche für den Mundschleimhautabstrich benötigt werden. 
Dass eine Verunreinigung von Wattestäbchen mit fremder DNS durchaus 
vorkommen kann, zeigt der Fall einer ermordeten Polizistin aus Heilbronn 
im Jahre 2007. Zur Sicherung fremder DNS am Tatort wurden, wie es hier-
für üblich ist, spezielle und verpackte Wattestäbchen verwendet. Fremde 
DNS konnte im Zusammenhang mit der Tat sichergestellt werden. Diese 
DNS wurde allerdings zusätzlich an über 40 Tatorten überall in Europa 
nachgewiesen. Als dies zunehmend unwahrscheinlich erschien, zweifelte 
die ermittelnde Polizeieinheit am Material. Es stellte sich heraus, dass die 
DNS-Spur von einer Mitarbeiterin des Unternehmens für Medizinalbedarf 
stammt, von welchem die Polizei ihre Wattestäbchen bezog. Die DNS der 
Frau wurde durch die Reinigung im Betrieb nicht entfernt1. Diese Ver-
schmutzung führte also zu zahlreichen falschen Spuren für die Ermittler. 
Das gleiche kann auch in der Abstammungsbegutachtung vorkommen.  
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 Vgl. Arnsperger, Malte/Drissner, Gerald/Mathes, Werner u.a.: Polizistenmord von Heil-
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Genauso ist es möglich, dass die Wattestäbchen am Wattebausch ange-
fasst werden, bevor der Mundschleimhautabstrich entnommen wird. Dies 
führt auch zu einer Kontamination. Es muss also penibel darauf geachtet 
werden, das Wattestäbchen nur an der dafür vorgesehenen Stelle zu be-
rühren. Hier zeigt sich, dass bei einer Blutprobe die Verunreinigungsge-
fahr wesentlich geringer als bei einem Mundschleimhautabstrich ist. Eine 
kontaminierte Untersuchungsprobe kann zu einem unberechtigten Aus-
schluss der Vaterschaft führen.  
 
5.4 Lösungsvorschlag 
Hier ist an die Qualitätskontrollen im jeweiligen Herstellerbetrieb zu appel-
lieren. Selbstverständlich kann nicht jedes einzelne Produkt kontrolliert 
werden, da der Aufwand unverhältnismäßig wäre. Doch allein durch stich-
probenartige Kontrollen kann die Gefahr der Verunreinigung verkleinert 
werden. Es muss auch im Sinne des Herstellerbetriebes sein, die Ware 
einwandfrei und ohne Makel für den Kunden zum Verkauf anzubieten. 
Denn kommen wiederholt verunreinigte Produkte vor, sind die Abstam-
mungsinstitute nicht mehr bereit die Ware abzunehmen.  
Auch denkbar ist eine Kontrolle des Untersuchungsmaterials im Labor. 
Selbst bei wenigen Stichproben pro Lieferung kann das Risiko der Ver-
wendung von verunreinigten Materialien verringert werden. Kontrolliert ein 
Gutachter beispielsweise ein frisches Wattestäbchen aus der neuen Liefe-
rung und weißt dieses keine DNS auf, ist das Material nicht verunreinigt. 
Da die Richtlinien 2002 im Rahmen des Qualitätsmanagements die Erstel-
lung von Standardarbeitsanweisungen fordern, können hierin Angaben zur 
Verhinderung von kontaminierten Materialien festgelegt werden. Demnach 
ist es ratsam, die Durchführung von regelmäßigen Stichproben innerhalb 
dieser internen Regelungen festzuhalten. Genauso ist es notwendig auf 
die Hygiene im gesamten Labor zu achten. Auch verunreinigte Arbeits-
utensilien können die Begutachtung erschweren. Dabei kann schon das 
Tragen von Handschuhen eine Kontaminierung der Geräte und des Un-
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tersuchungsguts verhindern1. Auch Vorkehrungen bezüglich der Hygiene 
können in den Standardarbeitsanweisungen normiert werden.  
Sollten die zu untersuchenden Personen während der Probenentnahme 
im Labor oder beim Arzt unhygienische Bedingungen vorfinden, so kann 
der Vorgang abgebrochen und verschoben werden. Folglich liegt es vor 
allem auch an den Beteiligten an einem richtigen Befund mitzuwirken. Ne-
ben unsauberen Bedingungen während der Probenentnahme ist auch auf 
das Probenmaterial zu achten. Im Normalfall sind die Utensilien, also bei-
spielsweise die Wattestäbchen, speziell verpackt. Bevor der herstellende 
Betrieb solche Produkte an den Kunden weitergibt, werden diese entspre-
chend gereinigt. Hierbei sollen Viren, Pilze und Bakterien abgetötet wer-
den2. Dies gilt für alle Utensilien zur Probenentnahme. Ist diese Verpa-
ckung beschädigt, können die Betroffenen den Arzt oder Sachverständi-
gen auf diesen Missstand aufmerksam machen. Daraufhin kann neues 
und damit nicht mangelhaftes Material zur Probenentnahme verlangt wer-
den. 
 
5.5 Vertauschte Proben im Labor 
Wurden die Untersuchungsproben vertauscht, kann logischerweise kein 
wahrheitsgetreuer Abstammungsbefund ermittelt werden. Denn in einem 
solchen Fall wird die DNS fremder Personen miteinander verglichen, ein 
Verwandtschaftsverhältnis kann nicht bestehen.  
Die Ursachen sind grundsätzlich unterschiedlicher Natur. Zum einen kann 
dem Gutachter ein Missgeschick passieren, sodass unabsichtlich die fal-
sche Probe untersucht und daraus der Befund abgeleitet wird. Zum ande-
ren besteht die Möglichkeit, dass Proben evtl. aufgrund einer unsauberen 
oder falschen Beschriftung nicht eindeutig zugeordnet werden können. Oft 
werden die Proben von einem Arzt oder dem Gesundheitsamt an das In-
                                            
1
 Vgl. Brodersen, Kilian: DNA-Analyse und Strafverfahren, S. 107, Rn. 241, 242. 
2
 Vgl. Arnsperger, Malte/Drissner, Gerald/Mathes, Werner u.a.: Polizistenmord von Heil-
bronn, Rätsel um „Phantom“ gelöst?, Internetabruf am 27.01.2010: http://www.stern.de/ 
panorama/polizistenmord-von-heilbronn-raetsel-um-phantom-geloest-659006.html, vgl. 
Anhang: Anlage 9, S. X-19. 
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stitut weitergeleitet. Sollten diese bei der Kennzeichnung einen Fehler 
machen, kann das Institut diesen nicht korrigieren. Trotz der Automatisie-
rung im Bereich der Abstammungsbegutachtung lassen sich menschliche 
Unachtsamkeiten nicht ausschließen. Dass ein solcher Vorfall heutzutage 
nicht undenkbar ist, zeigt der Fall der Eisschnellläuferin Claudia Pech-
stein. Sie wurde aufgrund verschiedener Dopinganalysen für zwei Jahre 
von Wettkämpfen ausgeschlossen. Die Werte, die hierfür herangezogen 
wurden, wiesen unterschiedliche Ergebnisse mit großen Schwankungen 
auf. Somit wurde als mögliche Begründung die These der vertauschten 
Untersuchungsproben aufgestellt, welche in diesem Fall als nicht unrealis-
tisch angesehen wird1. Dieses Beispiel zeigt, dass trotz modernster Tech-
nik in den Laboratorien eine falsche Zuordnung der Proben nicht undenk-
bar ist. Genauso ist ein solches Ereignis auf die Abstammungsbegutach-
tung übertragbar und nicht vollkommen unmöglich. Allerdings mit verhee-
renden Auswirkungen. Bei vertauschten Untersuchungsproben werden 
zwei Verwandtschaftsbeziehungen untersucht und folglich falsch ausge-
wertet. Es führt also in zwei voneinander unabhängig Fällen zu einem Va-




Gegen Fehler, die von Menschen verursacht werden, gibt es grundsätzlich 
kein Mittel. Denn wo Menschen arbeiten, kann es zu Fehlern kommen. 
Allerdings lässt sich das Risiko Proben zu vertauschen bereits einschrän-
ken, wenn wenige Dinge beachtetet werden. Dies fängt bei einer genauen 
Beschriftung an. Laut Punkt 2.3.2 der Richtlinien 2002 müssen die Proben 
im Beisein der zu untersuchenden Personen mit genauen Daten bezeich-
net werden. Demnach schreiben die Richtlinien 2002 vor, die Proben mit 
                                            
1
 Vgl. Bachner, Frank: Doping-Experte über Pechstein, „Es gab erhöhte Werte, die nicht 
ins normale Raster passen“, Internetabruf am 14.02.2010: http://www.tagesspiegel.de/ 
sport/doping/Claudia-Pechstein-Fritz-Soergel;art2650,2866698, vgl. Anhang: Anlage 10, 
S. X-25. 
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dem Vor- und Zunamen, sowie dem Geburtsdatum unverwechselbar zu 
kennzeichnen. Geschieht die Beschriftung sorgfältig und präzise, lassen 
sich die Untersuchungsproben logischerweise besser zuordnen. Hierauf 
muss auch der jeweilige Arzt achten, der das Blut entnimmt oder den 
Mundschleimhautabstrich durchführt. Die zu untersuchenden Personen 
können natürlich jederzeit unsaubere Beschriftungen bemängeln und den 
jeweiligen Arzt darauf aufmerksam machen. Es darf nicht vergessen wer-
den, dass in großen Laboratorien täglich sehr viele Proben eingehen und 
eine ordentliche Arbeit die Unterscheidung leichter macht. Diese Sorgfalt 
erleichtert und verkürzt den Begutachtungsvorgang für den Sachverstän-
digen im Institut.  
Genauso ist es im Abstammungsinstitut von großer Bedeutung, den Vor-
gang exakt zu dokumentieren. Das bedeutet, es muss genau nieder ge-
schrieben werden, welche Proben an welchen Tag eingegangen sind. Da-
bei sind die Proben, die im Labor selbst abgenommen werden mit der 
gleichen Gewissenhaftigkeit zu behandeln und zu protokollieren wie diese, 
die per Post zugesandt werden. In die Niederschrift ist neben dem Ein-
gang der Proben auch der Tag des Untersuchungsbeginns mit aufzuneh-
men. Vorteilhaft ist es, in der von den Richtlinien 2002 vorgegebenen 
Standardarbeitsanweisung anzugeben, welche Daten notiert werden müs-
sen. Bei einer genauen Dokumentation dieser Daten lassen sich kritische 
Fälle schneller und einfacher rekonstruieren. Somit kann der Sachver-
ständige nachvollziehen, welche Proben parallel begutachtet worden sind. 
Eine Aufklärung der Situation wird folglich erleichtert.  
Durch eine doppelte Begutachtung im Labor kann das Risiko zusätzlich 
verringert werden. Dies ist umsetzbar, indem der Gutachter von den zu 
untersuchenden Personen zwei Proben entnimmt und diese getrennt be-
gutachtet. Unterscheiden sich die Ergebnisse, so führt man die Proben-
entnahme ein zweites Mal durch. Sollte der Aufwand alle Untersuchungen 
grundsätzlich zweimal durchzuführen zu groß sein, so empfiehlt sich we-
nigstens eine stichprobenartige, doppelte Begutachtung. Außerdem ist es 
denkbar, das Geschlecht des Probengebers grundsätzlich zu bestimmen. 
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Auf diese Weise kann eine Verwechslung eines männlichen Untersu-
chungsgutes mit einem weiblichen nicht vorkommen und bleibt somit nicht 
unentdeckt. 
Auch die Betroffenen können einen wesentlichen Teil zu der Richtigkeit 
eines Befundes beitragen. So ist es wichtig, dass Zweifel an dem Ergebnis 
eines Gutachtens sofort und unmissverständlich geäußert werden. Bis zur 
Rechtskraft eines Beschlusses gemäß § 184 Abs. 1 FamFG läuft eine 
Frist, in der die Betroffenen Beschwerde entsprechend § 59 i.V.m. § 184 
Abs. 3 FamFG einlegen können1. Hierzu besteht nach § 63 Abs. 1 FamFG 
eine Frist von einem Monat. Ist sich eine Frau sicher, dass der durch Be-
fund festgestellte Mann nicht der Vater ist, so liegt es an ihr, dies kundzu-
tun. Denn nur durch eine offene Meinungsäußerung können die Institute 
reagieren und die Begutachtung noch einmal durchführen. Seriöse Institu-
te sind dazu grundsätzlich bereit. 
 
5.7 Billiglabore 
Im Bereich der Abstammungsbegutachtung spielen die sogenannten Bil-
liglabore eine große Rolle. Kostengünstige Gutachten sind verlockend für 
zweifelnde Väter. Allerdings wird zur Senkung des Preises oftmals an den 
Arbeitsgeräten oder der Qualifizierung der Mitarbeiter erheblich gespart. 
Somit leidet auch die Qualität der Begutachtung. Manche Laboratorien 
sind sogar nur Briefkastenadressen, von wo aus die Proben an unbekann-
te Einrichtungen weitergeleitet werden. Die Problematik der Billiglabore ist 
schon seit langem bekannt. Aus diesem Grund veranlasste die Fachzeit-
schrift Öko-Test im Jahre 2003 einen umfassenden Test zur Überprüfung 
der Billiglabore (vgl. Anhang: Anlage 11, S. X-32 bis X-41). Insgesamt 
wurden elf Labore getestet. Die Testpersonen waren zum einen ein Vater 
mit seinem Sohn und zum anderen wurde der jüngere Bruder als Vater 
des älteren Bruders ausgegeben. Diese beiden Konstellationen sollten 
jeweils auf ihre Vaterschaft untersucht werden.  
                                            
1
 Vgl. Keidel/Engelhardt, § 184, Rn. 2. 
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Die Kosten für eine Begutachtung lagen im Durchschnitt bei ungefähr 
438,00 €. Es muss jedoch ergänzt werden, dass eine Vergleichsprobe der 
Mutter nicht herangezogen wurde. Im Jahr 2003 waren heimliche Vater-
schaftstest noch nicht gesetzlich verboten, weshalb die Mutter zur Einwilli-
gung nicht hinzugezogen werden musste. Sieben Laboratorien wiesen 
darauf hin, dass die Begutachtung anhand einer Vergleichsprobe der Mut-
ter zu einem sichereren Ergebnis führt. Alle elf Labore erkannten richti-
gerweise die echte Vaterschaft zwischen dem Vater und seinem Sohn. 
Nachteilig ist aber, dass zwei Laboratorien die Vaterschaftswahrschein-
lichkeit nicht mitteilten und die Berechnung bei vier Laboratorien falsch 
war. Auch die Nachvollziehbarkeit des Abstammungsbefundes war zu 
großen Teilen nicht ausreichend. Bei fünf Laboren war die Typisierung der 
Systeme falsch. Drei Laboratorien verzichteten ganz auf eine Aufschlüsse-
lung der untersuchten Systeme im Befund. Dies hat zur Folge, dass nicht 
nachvollzogen werden kann, wie die Berechnung der Vaterschaftswahr-
scheinlichkeit zustande kommt. Die Begutachtung des Abstammungsver-
hältnisses zwischen den beiden Brüdern erwies sich als schwierig. So ga-
ben fünf Billiglabore die Vaterschaft in diesem Fall als „praktisch erwiesen“ 
an, was logischerweise falsch ist. Die restlichen bekundeten ihre Zweifel 
an der Vaterschaft, konnten diese Konstellation aber nicht vollständig auf-
klären. Keines der Billiglabore hielt die Vorgaben der Richtlinien 2002 in 
allen Punkten ein. Jedoch ist positiv hervorzuheben, dass alle Laborato-
rien wenigstens zwölf unterschiedliche Loci untersuchten. Ob diese auf 
mindestens zehn verschiedenen Chromosomen lagen, wie es die Richtli-
nien 2002 in Punkt 2.4.2.1 verlangen, geht aus dem Testbericht nicht her-
vor. Insgesamt schnitten zehn der Laboratorien mit der Testnote „ungenü-
gend“ ab, eines mit „befriedigend“1. Es lässt sich also festhalten, dass sich 
ein niedriger Preis negativ auf die Begutachtung auswirkt. Zwar wurde das 
richtige Vaterverhältnis immer erkannt, dies ist jedoch nicht ausreichend. 
Keines der Billiglabore kann aufgrund der Endnoten empfohlen werden. 
                                            
1
 Vgl. Öko-Test: Testbericht „Vaterschaftstest“, Auf Spurensuche, Internetabruf am 
28.01.2010: http://emedien.oekotest.de/payment/C2E9C9AE95879D9CF7AE3BF5BFBA 
E669289EF348/30572.pdf, vgl. Anhang: Anlage 11, S. X-32 bis X-41. 
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Eine sichere und nachvollziehbare Begutachtung kann somit für die Be-
troffenen nicht gewährleistet werden. 
 
5.8 Lösungsvorschlag 
Generell ist von der Beauftragung eines Billiglabors abzuraten. Die Erstel-
lung eines Gutachtens durch Billiglabore erweist sich, wie der Test der 
Fachzeitschrift Öko-Test zeigt, als größtenteils nicht zuverlässig. Denn 
diese Laboratorien hielten die Vorgaben der Richtlinien 2002 nicht ein, 
obwohl diese die Grundlage und die Mindestanforderungen für ein Gut-
achten bilden sollen. Was der Test der Fachzeitschrift Öko-Test belegt, ist 
ein teilweise unsauberes Arbeiten der Billiglabore. Denn das Verwandt-
schaftsverhältnis zwischen den beiden Brüdern muss ein gewissenhaft 
arbeitendes Labor erkennen. Außerdem wurde von manchen Billiglaboren 
kein Abstammungsbefund erstellt, der das Ergebnis für die betroffenen 
Personen nachvollziehbar macht. Das ist ein erheblicher Mangel. Nur 
durch einen aufgeschlüsselten Befund lässt sich prüfen, ob der Aussage-
wert stimmt. Erhalten die Beteiligten einen nicht nachvollziehbaren Befund 
kann selbstverständlich im Institut nachgefragt oder ein neuer gefordert 
werden. Ein großer Unterschied zwischen einem Billiglabor und einem 
seriösen und anerkannten Institut ist die Qualifikation des Sachverständi-
gen. Die Richtlinien 2002 schreiben in Punkt 4.1 vor, dass der Gutachter 
entweder ein approbierter Arzt sein muss oder ein entsprechendes Dip-
lom-Studium abgeschlossen hat. Oft sind die Labormitarbeiter von Billigla-
boren nur „selbsternannte“ Experten und können einen solchen Abschluss 
nicht vorweisen1. 
Da ein Abstammungsgutachten die Beziehung zwischen einem vermeintli-
chen Vater zu seinem Kind von Grund auf ändern kann, muss die Analyse 
sehr genau und gewissenhaft durchgeführt werden. Ein Abstammungsbe-
fund von einem Billiglabor ist bei weitem nicht so aussagekräftig, wie das 
                                            
1
 Vgl. Geserick, Gunther: FPR 2002, S. 382. 
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Gutachten eines seriösen Instituts, das die Richtlinien 2002 einhält1. Folg-
lich stellt sich die berechtigte Frage, wie man ein Billiglabor von einem se-
riös arbeitenden Labor unterscheiden kann. Die Antwort wird von der 
„Kommission zur Feststellung der Qualifikation von Abstammungsgutach-
tern“ (nachstehend „KFQA“) gegeben. Diese Kommission besteht aus ver-
schiedenen Vertretern von wissenschaftlichen Fachgesellschaften, die im 
Bereich der Abstammungsbegutachtung tätig sind. Die Abstammungsinsti-
tute können sich per Antrag dem Prüfverfahren unterziehen. Das grundle-
gende Kriterium im Prüfverfahren ist, dass die Institute die Vorgaben der 
Richtlinien 2002 in jedem Punkt einhalten. Hierbei wird unter anderem auf 
die Durchführung des von den Richtlinien 2002 vorgeschriebenen Quali-
tätsmanagements, die interne Organisation und die Kompetenz der Sach-
verständigen Wert gelegt. Außerdem ist es notwendig, dass die Institute 
an regelmäßigen Ringversuchen teilnehmen, welche zweimal pro Jahr 
stattfinden. Dabei führen die teilnehmenden Institute Begutachtungen   
identischer Proben durch und vergleichen die Ergebnisse anschließend. 
Werden alle vorgegebenen Kriterien nachgewiesen und durch die Kom-
mission bestätigt, werden diese Laboratorien in die Gutachterliste der 
KFQA aufgenommen. Diese ist im Internet abrufbar und für jeden frei zu-
gänglich. Alle dort aufgeführten Institute sind geprüft und vor allem seriös. 
Die Aufnahme in die Gutachterliste hat ein Zertifikat zur Folge, dass alle 
fachlichen und wissenschaftlichen Kompetenzen bestätigt2. Der Auftrag-
geber kann im jeweiligen Institut telefonisch erfragen, ob ein entsprechen-
des Zertifikat vorliegt3. Neben diesem Prüfverfahren müssen sich die Insti-
tute laut GenDG der Akkreditierung unterziehen, vgl. Punkt 2.3.2. Hierbei 
wird auch die Einhaltung der Bestimmungen des GenDG überprüft. Ab 
dem 01.02.2011 müssen alle Institute, die eine Abstammungsbegutach-
tung durchführen, akkreditiert sein. 
Billiglabore können den Preis für die Gutachten nur deshalb drücken, da 
sie an keiner externen Qualitätssicherung teilnehmen. Der Antrag bei ei-
                                            
1
 Vgl. BVerfG, FamRZ 2007, S. 441. 
2
 Vgl. http://www.kfqa.de 
3
 Vgl. Orgis, Christiane: FamRZ 2002, S. 1158. 
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ner entsprechenden Stelle sowie die regelmäßigen Überprüfungen sind für 
die Institute sehr kostspielig1. So belaufen sich die Kosten für den Akkredi-
tierungsantrag auf eine Summe zwischen 6000,00 € und 12000,00 €. Die 
Ringversuche kosten insgesamt mindestens 2000,00 €. Hinzu kommen 
die Aufwendungen für die Grundausstattung und für die durch die Akkredi-
tierungspflicht vorgeschriebene regelmäßige Wartung der Geräte. Diese 
enorme Summe haben Billiglabore nicht aufzubringen, da sie sich nicht an 
den Ringversuchen beteiligen und auch der Akkreditierungspflicht nicht 
nachkommen. Aus diesem Grund können diese unseriösen Institute Gut-
achten zu unverhältnismäßig niedrigen Preisen anbieten. Jedoch ist zu 
beachten, dass mit den sinkenden Preisen auch die Qualität verloren geht.  
Zusammenfassend ist es also von Bedeutung, dass ein Institut in der Gut-
achterliste der KFQA genannt und gemäß dem GenDG akkreditiert ist. Die 
von diesen Laboratorien erstellten Gutachten sind zuverlässig und als 
Beweis vor Gericht verwertbar. Außerdem sind diese Institute seriös und 
halten die Vorgaben der Richtlinien 2002 in allen Punkten ein. Es ist daher 
ratsam, nicht unüberlegt ein Gutachten bei dem erstbesten Labor in Auf-
trag zu geben, sondern nach seriösen Instituten zu recherchieren. 
 
5.9 Zu geringe Anzahl untersuchter Systeme 
Die Berechnung der Vaterschaftswahrscheinlichkeit hängt im Allgemeinen 
von zwei Faktoren ab. Zum einen spielt es eine Rolle, wie verbreitet die 
untersuchten Systeme in der Bevölkerung sind2. Stimmt ein System von 
dem möglichen Vater mit dem des Kindes überein, welches äußerst selten 
in der Bevölkerung vorkommt, erhöht sich hierdurch die Wahrscheinlich-
keit enorm. Zum anderen hängt die Wahrscheinlichkeit von der Anzahl der 
begutachteten Systeme ab. Je mehr STR-Systeme untersucht werden, die 
bei dem vermeintlichen Vater und dem Kind übereinstimmen, desto höher 
ist die Vaterschaftswahrscheinlichkeit. Folglich ist der Gutachter in der La-
                                            
1
 Vgl. Rittner, Christian: Contra zu heimlichen Vaterschaftstests, in: FPR 2005, S. 187, 
188 (Im Folgenden zitiert als „Rittner, Christian: FPR 2005“). 
2
 Vgl. Brodersen, Kilian: DNA-Analyse und Strafverfahren, S. 99, Rn. 220. 
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ge einen sicheren Aussagewert zu treffen. Die Richtlinien 2002 schreiben 
in Punkt 2.4.2.1 vor, wenigstens zwölf voneinander unabhängige Loci auf 
mindestens zehn verschiedenen Chromosomen zu untersuchen. Anhand 
der zwölf Systeme kann der Sachverständige ein genaues Ergebnis tref-
fen. Das ist eine Mindestanforderung, die an jede Begutachtung zu stellen 
ist. Die Vaterschaft gilt nach Punkt 2.6.2 der Richtlinien 2002 als „praktisch 
erwiesen“, wenn ein Wahrscheinlichkeitswert von mindestens 99,9% vor-
liegt. Der Wert nähert sich den 100% mit steigender Zahl der untersuchten 
Systeme immer mehr an. Es ist aber durchaus möglich, dass einige Billig-
labore nicht einmal die von den Richtlinien 2002 vorgeschriebenen zwölf 
Loci begutachten. Damit wäre die Vaterschaftswahrscheinlichkeit nicht 
ausreichend errechnet worden, um ein zweifelsfreies Ergebnis zu erhal-
ten.  
 
5.10  Lösungsvorschlag 
Das Problem an einer nicht ausreichenden Vaterschaftswahrscheinlichkeit 
ist auf der einen Seite die bleibende Ungewissheit der Beteiligten. Zwar 
hört sich ein Wert zwischen 90% und 95% sehr hoch an, allerdings bedeu-
tet dieses Ergebnis lediglich, dass die Vaterschaft „wahrscheinlich“ ist1. 
Das kann kein zufrieden stellendes Ergebnis für jemanden sein, der seine 
Abstammung klären möchte. Die Anzahl der untersuchten Systeme kön-
nen die Betroffenen anhand eines aufgeschlüsselten Abstammungsbefun-
des erkennen. Auf der anderen Seite verliert das Gutachten vor Gericht an 
Glaubwürdigkeit, wenn der Wert der Wahrscheinlichkeit nicht den Anforde-
rungen der Richtlinien 2002 entspricht, also nicht wenigstens 99,9% be-
trägt. Somit verringert sich die Aussagekraft des Befundes vor Gericht2. 
Um also einen sicheren Aussagewert erhalten zu können, muss der Gut-
achter mindestens die vorgeschriebenen zwölf Loci untersuchen.  
                                            
1
 Vgl. Münchener Kommentar/Seidel, § 1600d, Rn. 83. 
2
 Vgl. BVerfG, FamRZ 2007, S. 441. 
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Es ist allerdings ratsam, grundsätzlich noch mehr Systeme zu begutach-
ten. Somit kann die Vaterschaftswahrscheinlichkeit noch genauer berech-
net werden und das Ergebnis erlangt einen Wert von weit über 99,9%. 
Mithilfe der STR-Methode können dank hochmoderner technischer Geräte 
bis zu 15 Systeme zeitgleich analysiert werden1. Dies zeigt, dass heutzu-
tage die Untersuchung von mehr als zwölf Systemen möglich und auch 
zumutbar ist2. Der zusätzliche Aufwand ist also tragbar für das Labor. Das 
macht die Forderung realistisch, dass ein Abstammungsinstitut mindes-
tens 15 Merkmale pro Gutachten untersuchen soll. Bei Zweifeln können 
jedoch auch mehr Systeme zur Begutachtung herangezogen werden.  
Allerdings müssen wenigstens 15 Systeme in Zukunft die Mindestanforde-
rung an einen sicheren Abstammungsbefund sein. Auf diese Weise lässt 
sich das Risiko einer nicht ausreichenden Vaterschaftswahrscheinlichkeit 
wesentlich eindämmen. Der Auftraggeber kann im Institut erfragen, wie 
viele Systeme pro Gutachten untersucht werden. Ein seriöses Institut gibt 
darüber selbstverständlich Auskunft. Außerdem ist ein aufgeschlüsselter 
Befund wichtig, anhand dessen die Anzahl der untersuchten Systeme er-
kannt werden kann. Sollte ein nicht eindeutiger Befund ausgehändigt wer-
den, so ist ein neuer zu verlangen. 
 
5.11 Genetische Besonderheit 
Eine Mutation ist eine genetische Besonderheit und stellt eine bleibende 
Veränderung der menschlichen DNS dar, vgl. Punkt 3.3 dieser Arbeit. Die 
Folge einer Mutation ist, dass das Erbgut des Kindes in einem System 
nicht mit dem Erbgut des möglichen Vaters übereinstimmt, bei zwei Muta-
tionen stimmen zwei Systeme nicht überein usw. Mutationen wirken sich in 
der Abstammungsbegutachtung nur auf die DNS-Analysemethoden aus, 
andere Begutachtungsmethoden sind nicht betroffen. Zwar sind Mutatio-
nen selten, sie müssen allerdings bei der Begutachtung berücksichtigt 
                                            
1
 Vgl. Orgis, Christiane: FamRZ 2002, S. 1158. 
2
 Vgl. BGH FamRZ 2006, S. 1745, 1749. 
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werden1. Die Mutationsrate pro untersuchtem System beträgt über 1%, 
dies kann sich im Extremfall bei der Begutachtung von zwölf Systemen auf 
über 5% belaufen2. Aus diesem Grund dürfen Mutationen bei der Erstel-
lung eines Gutachtens nicht unterschätzt werden. Durch sie kann sich 
fälschlicherweise ein Vaterschaftsausschluss ergeben, obwohl es gar kei-
ner ist. Die Richtlinien 2002 verlangen deshalb in Punkt 2.6.2, dass die 
Vaterschaft erst bei drei oder mehr unterschiedlichen Systemen ausge-
schlossen werden darf. Diese Systeme müssen allerdings auf verschiede-
nen Chromosomen liegen. Denn je mehr Systeme auf unterschiedlichen 
Chromosomen nicht übereinstimmen, desto geringer ist die Wahrschein-
lichkeit, dass Mutationen vorliegen. Stimmt nur ein STR von den unter-
suchten zwölf Systemen nicht mit dem des möglichen Vaters überein, so 
ist die Wahrscheinlichkeit, dass eine Mutation vorliegt, sehr hoch.  
Jedoch muss im Falle von einer oder mehrerer Mutationen auch ein naher 
Verwandter als Vater in Betracht gezogen werden, wie beispielsweise der 
Bruder des möglichen Vaters3. Dies liegt daran, dass sich das Erbgut 
zweier Brüder sehr ähnlich ist, es ist nämlich zu 50% gleich4. So kann es 
vorkommen, dass ein Mann trotz drei vermeintlicher Mutationen laut Be-
fund als Vater des Kindes gilt, obwohl der eigene Bruder der Vater des 
Kindes ist. Um dies aufzuklären benötigt der Gutachter eine Probe des 
Bruders. Genauso ist der Fall denkbar, dass in einem ersten Gutachten, 
welches ohne Vergleichsprobe der Mutter erstellt wurde, die Vaterschaft 
trotz einer Mutation erwiesen wird. Bei der Hinzuziehung der Vergleichs-
merkmale der Mutter kommt allerdings heraus, welche Merkmale tatsäch-
lich vom Mann und welche von der Frau stammen. Die mütterlichen 
Merkmale haben die Folge, dass die Vaterschaft ausgeschlossen wird. 
Die Merkmale des möglichen Vaters stimmen nun doch nicht mehr mit 
denen des Kindes überein. Denn die Systeme, die ursprünglich dem Mann 
zugeschrieben wurden, stammen nun doch von der Mutter. Eine Mutation 
                                            
1
 Vgl. Fabricius, Hans-Ǻke: FPR 2002, S. 380. 
2
 Vgl. Ritter, Horst: JAmt 2001, S. 167. 
3
 Vgl. Orgis, Christiane: FamRZ 2002, S. 1158. 
4
 Vgl. Brodersen, Kilian: DNA-Analyse und Strafverfahren, S. 100, 101, Rn. 224. 
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in einem System hat somit auch nicht bestanden, da kein Verwandt-
schaftsverhältnis vorliegt. Auch auf diese Weise ist eine Fehlinterpretation 
durch eine Mutation denkbar. Das Fehlerpotential, welches durch Mutatio-
nen hervorgerufen werden kann darf also nicht unterschätzt werden. Denn 
trotz ihrer Seltenheit können diese auftreten und zu einem falschen Ab-
stammungsbefund führen.  
 
5.12  Lösungsvorschlag 
Das Risiko durch Mutationen lässt sich selbstverständlich nicht vollkom-
men ausgrenzen, da Mutationen im menschlichen Organismus immer vor-
kommen werden. Denn der Mensch passt sich durch Mutationen an neue 
Krankheitserreger oder einen Klimawandel an1. Um allerdings die Auswir-
kungen auf einen Abstammungsbefund zu verringern, sollten die Institute 
bei Zweifeln weitere Systeme untersuchen. Für die Richtlinien 2002 genü-
gen drei Systeme des Kindes, die nicht mit denen des möglichen Vaters 
übereinstimmen, um die Vaterschaft auszuschließen. Zwar wird die Wahr-
scheinlichkeit einer Vaterschaft mit zunehmender Anzahl der Ausschlüsse 
geringer, aber drei Mutationen innerhalb der untersuchten Systeme sind 
denkbar. Dies kommt äußerst selten vor, dennoch besteht die Möglichkeit. 
Dieses Risiko müssen die Gutachter einkalkulieren. Es ist daher sinnvoll, 
weitere Systeme zu untersuchen bis mindestens fünf Ausschlüsse vorlie-
gen. Bei dieser Anzahl von nicht übereinstimmenden Systemen kann eine 
Vaterschaft nicht mehr begründet werden. Außerdem führen fünf Aus-
schlüsse zu einem noch höheren Aussagewert und bekräftigen das Er-
gebnis des Abstammungsbefundes. Die Sachverständigen sollten daher 
bei Zweifeln die Begutachtung fortführen, bis alle Unklarheiten beseitigt 
sind. Es kann also die These aufgestellt werden, dass drei Ausschlüsse 
solange als Mutation gelten, bis das Gegenteil bewiesen ist.  
In besonders kritischen Fällen ist es auch denkbar, dass die untersuchten 
Personen in das Institut zur Erklärung des Ergebnisses eingeladen wer-
                                            
1
 Vgl. Brodersen, Kilian: DNA-Analyse und Strafverfahren, S. 95, Rn. 206. 
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den1. Auf diese Weise kann der Gutachter leichter herausfinden, ob viel-
leicht ein naher Verwandter als Vater in Betracht kommt. Wie bei einem 
Fall von drei Ausschlüssen in einem Institut im Detail vorgegangen wird, 
lässt sich telefonisch erfragen. Jedoch ist es realistisch anzunehmen, dass 
Billiglabore bei höchstens drei nicht übereinstimmenden Merkmalen die 
Begutachtung beenden. Daher ist die Beauftragung eines akkreditierten 
und seriösen Institutes der Gutachterliste der KFQA vorteilhaft. Diese wer-
den kritische Konstellationen grundsätzlich hinterfragen und das Risiko 




Die Abstammungsbegutachtung ist in den letzten Jahren zu einem gängi-
gen Mittel zur Beseitigung von Zweifeln an der Vaterschaft geworden. Auf-
fallend ist allerdings, dass rund 80% der durchgeführten Gutachten die 
Vaterschaft bestätigen2. Das zeigt wie unbedacht heutzutage solche Gut-
achten in Auftrag gegeben werden. Natürlich sind manche Zweifel auch 
begründet, aber der größte Teil beruht nicht auf handfesten Tatsachen. 
Oft sind die Grundlage für ein Gutachten nur Vermutungen oder Misstrau-
en. Ohne über eventuelle Konsequenzen oder Risiken zu reflektieren wird 
via Internet das erstbeste Institut herausgesucht. Denn Angebote von un-
seriösen Anbietern gibt es genug. Die Wahl des Instituts ist also von gro-
ßer Bedeutung für das Ergebnis. Wie diese Arbeit zeigt, gibt es allerdings 
auch einige Problemfelder während des gesamten Vorgangs der Ab-
stammungsbegutachtung, die zu einem nicht sicheren Ergebnis führen 
können. Diese Faktoren lassen sich natürlich nicht vollständig beseitigen 
oder verhindern, sie können aber unter Beachtung einiger Punkte einge-
schränkt werden. 
                                            
1
 Vgl. Orgis, Christiane: FamRZ 2002, S. 1158. 
2
 Vgl. Dokumentation: Gesetz der Bundesregierung-Entwurf eines Gesetzes zur Klärung 
der Vaterschaft unabhängig vom Anfechtungsverfahren, in: FPR 2007, S. 403. 
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Viel Eigeninitiative muss von Seiten der zu untersuchenden Personen, 
oder wenigstens vom Auftraggeber kommen. Von einem Abstammungs-
gutachten kann unter Umständen sehr viel abhängen, weshalb der Schritt, 
eines in Auftrag zu geben sehr gut überlegt sein sollte. Eine Möglichkeit 
ist, dass sich beispielsweise zweifelnde Männer in Internetforen austau-
schen und Erfahrungen von anderen diskutieren. Somit können auch die 
Konsequenzen besser abgeschätzt werden. Auf jeden Fall darf diese Ent-
scheidung nicht unüberlegt gefällt werden. Außerdem ist es wichtig, dass 
sich die zu untersuchenden Personen vorher über das Verfahren und die 
Analyse informieren. Denn sind die Abläufe nicht fremd, so können die 
Beteiligten das Geschehen aufmerksam beobachten und auf Unstimmig-
keiten reagieren. Dies betrifft beispielsweise unhygienische Verhältnisse 
oder eine unsaubere Beschriftung der Gefäße. Auch sind die Abstam-
mungsbefunde zu überprüfen, ob tatsächlich zwölf STR untersucht wur-
den. Genauso ist es notwendig, dass die Beteiligten ihre Zweifel an der 
Richtigkeit eines Gutachtens entsprechend äußern. Ein Gutachten, das 
offensichtlich für einen der Beteiligten falsch ist, darf nicht einfach hinge-
nommen werden. Die Bedenken müssen sofort und offen angesprochen 
werden. Nur dann können die Institute darauf eingehen und ein neues 
Gutachten zur Kontrolle erstellen. Problembereiche lassen sich also auch 
schon durch die direkte Mithilfe und die Aufmerksamkeit der Beteiligten 
einschränken. 
Die Wirkungen eventueller Fehler lassen sich zusätzlich auch durch ge-
wissenhaft arbeitende Institute mindern. Die Wahl des Labors ist also aus-
schlaggebend für das Resultat. In dem Dschungel aus verschiedenen An-
bietern ist es für den Laien durchaus nicht einfach den Überblick zu be-
wahren. Zudem geben manche Anbieter Fähigkeiten vor, die unter Um-
ständen gar nicht eingehalten werden oder sogar falsch sind. Da ist es 
schwierig für den Auftraggeber ein seriöses Institut zu finden. Aber nur 
Laboratorien, die akkreditiert sind und das Zertifikat der KFQA erhalten 
haben, können ein sicheres und richtiges Gutachten gewährleisten. Diese 
Institute halten die Vorgaben der Richtlinien 2002 ein und sehen diese als 
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Mindestanforderungen an. Dies zeigt, dass verstärkt auf die Qualität des 
Ergebnisses geachtet wird, indem beispielsweise mehr als zwölf Systeme 
untersucht werden. Auch das Qualitätsmanagement gewährleistet eine 
sichere Begutachtung und mindert die Fehlerquellen erheblich. Den Billig-
laboren, die kein anerkanntes Zertifikat vorzeigen können, darf eine so 
wichtige Aufgabe wie die Klärung der Abstammung nicht anvertraut wer-
den. Da darf auch der Preis eines Gutachtens nicht vorrangig sein. Sollte 
nämlich der Richter den Vaterschaftstest eines Billiglabors nicht als aus-
reichendes Beweismittel anerkennen, so kommen zusätzliche Kosten für 
ein weiteres Gutachten hinzu. Es ist daher ratsam, das erste Gutachten 
gleich von einem zertifizierten und akkreditierten Labor erstellen zu las-
sen, um das Fehlerpotential erheblich zu minimieren. 
Das Streben nach der Gewissheit über die Abstammung ist nachvollzieh-
bar. Somit ist es verständlich, dass die Möglichkeiten, die es heutzutage in 
der Abstammungsbegutachtung gibt, genutzt werden. Denn wie einige 
Adoptivkinder ihre leiblichen Eltern suchen, möchten auch Männer über 
ihren leiblichen Nachwuchs Kenntnis haben. Ein Vaterschaftstest sollte 
allerdings nicht unbedacht und unbegründet gemacht werden, denn die 
Konsequenzen nach dem Ergebnis können völlig unterschiedlich ausfal-
len. Nach einem positiven Abstammungsbefund kann das Vertrauen so 
geschädigt werden, dass Familien daran zerbrechen. Im Gegensatz dazu 
leben manche Betroffene, nachdem sie sich vom ersten Schock erholt ha-
ben, nach einem negativen Ergebnis im gleichen Verhältnis zu ihrem Kind 
weiter wie zuvor. Es gibt aber auch Männer, die den Kontakt zu ihrem 
Kind abbrechen, da sie sich nicht mehr als Vater fühlen oder keine Ver-
antwortung mehr übernehmen möchten. So machen nach einer Umfrage 
aus dem Jahre 2004 ungefähr 93% der Männer die Akzeptanz eines Kin-
des  als   das   eigene  von  der   tatsächlichen,   biologischen  Vaterschaft        
abhängig1. Der Kontaktabbruch geschieht allerdings oftmals ohne zu be-
denken, dass ein Vaterverlust für ein Kind negative Auswirkungen haben 
                                            
1
 Vgl. Ärztezeitung: Männer sind für heimliche Vaterschaftstests, Internetabruf am 
14.02.2010: http://www.aerztezeitung.de/medizin/krankheiten/hormonstoerungen/testoste 
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kann. Die Folgen hiervon reichen bis zu einem möglichen Entwicklungsde-
fizit des Kindes1. Es vergessen also viele Männer, dass Vater zu sein 
mehr beinhaltet als die reine Verwandtschaft. Wenn der Mann das Kind 
hat aufwachsen sehen und mit großgezogen hat, kann beiden die Erinne-
rung nicht durch einen Vaterschaftstest weggenommen werden. Das 
Recht auf Nichtkenntnis oder Kenntnis der Abstammung hat jeder und das 
ist wahrlich nicht verwerflich. Dieses Recht ist auch grundrechtlich im Art. 
2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG geschützt. Im Idealfall darf das Ergebnis 
des Tests aber keine tatsächlichen Auswirkungen auf die Beziehung zwi-
schen dem emotionalen Vater und seinem Kind haben, denn „Nicht 





                                                                                                                       
ron-mangel/article/338170/maenner-heimliche-vaterschaftstests.html, vgl. Anhang: Anla-
ge 12 S. X-42. 
1
 Vgl. Ballof, Rainer: Die Bedeutung des Vaters für die Entwicklung des Kindes, in: FPR 
2005, S. 212 (Im Folgenden zitiert als „Ballof, Rainer: FPR 2005). 
2




Allel    alternative Versionen eines Gens 
Autosomen   alle Chromosome, die keine Geschlechtschro- 
mosome sind 
Chromosom   fadenförmiges Gebilde im Kern einer Zelle von  
Tieren und Pflanzen, bestehend aus DNS 
Chromosomensatz  Gesamtheit der Chromosome eines Kerns,  
bzw. einer Zelle 
DNS    Abkürzung für: Desoxyribonukleinsäure, engl.  
DNA (Desoxyribonucleic Acid), Träger der Erb- 
information 
Dominanz   das Übergewicht eines Allels gegenüber der  
Wirkung des anderen Allels 
Gen    Einheit der Erbinformation 
Genom   Gesamtheit aller Gene eines Organismus 
Genotyp   Im Genotyp sind die Allele aller Gene auf den  
Chromosomen eines bestimmten Lebewesens  
Zusammengefasst 
HLA    engl. human leucocyte antigen 
In vitro   biologische Vorgänge laufen außerhalb des  
Organismus unter künstlichen Bedingungen ab 
Locus    ein bestimmter Abschnitt auf einem Chromo- 
som 
Mutation   plötzlich auftretende Merkmalsveränderung 
Phänotyp   die physischen Eigenschaften eines Indivi- 
duums 
PCR    Polymerase Chain Reaction, Technik zum Ver- 
vielfältigen von DNS 
Rezessivität   das rezessive Allel eines Gens kann sich bei  
der Gestaltung des Merkmals im Phänotyp ge- 
genüber dem dominanten Allel nicht durch- 
IX 
setzen 
RFLP    Restriktions-Fragment-Längen-Polymor- 
phismus, Technik zur Analyse von DNS 
STR    kurze und sich wiederholende Abschnitte der  
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